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Polnifrhe Zurückhaltung
Deutschland ist der siebente Staats der seine diplomatische Ver-

tretung in Warschau zur Botschaft erhoht hat. Grofzbritanniem Frank-
reich, Italien, die Vereinigten Staaten, Sowjetruleand und die Türkei
gingen ihm in dieser Beziehung voraus. Doch hat die diplomatische
Rangerhöhung durch Deutschland schon mit Rücksicht auf die durch
Versailles hervorgerufene feindliche Spannung zwischen den beiden
Rachbarn eine ganz andere Bedeutung als die durch die anderen
Staaten. Bei diesen (aufzer bei der Sowjetunion und der Türkei)
handelt es sich durchweg um mit Polen von Anfang an verbündete

oder doch mit ihm ostentativ befreundete Staaten. Wenn sie ihren
Vertretungen in Warschau den höchsten Rang des diplomatischen
Dienstes gegeben haben, so hat es sich»dabei,wenn man den Zeit-
puiikt dieser Maßnahmen bedenkt, teils um eine absichtliche Unter-

streichung der Bedeutung Polens als eines Gegners des Deutschen
Reiches und teils uin eine Maßnahme gehandelt, die sich die Grofzen
einem Kleinen gegenüber in gönnerhafter Weise glaubten leisten zu
können. Die Einrichtung von Botschaften ist in der Regel nur

unter Grofzmächten üblich. Die erwähnten Mächte — ausser
der Sowjetunion und der Türkei — haben sich jedoch schon zu einein

Zeitpunkt zu dieser Rangerhöhung entschlossen, als Polen noch weit
davon entfernt war, sich selbst al§.Grofzmachtzu fühlen und noch
durchaus im Schlepptau der franzosischen Aufzenpolitik hing. Wenn

Deutschland jetzt als siebenter Staat in Warschau einen Botschafter-
posten (die lo. deutsche Aufzenvertretung dieses Ranges) errichtet hat,
so steht das mit der tatsächlichen Entwicklung, die Polen nach innen

seit dem Maiumsturz von 1926 und nach auszen seit der Ubernahme
des Aufzenministeriums durch Oberst Beck genommen hat, durchaus im

Einklang. Polen hat in diesen Jahren bewiesen, daf- es in der Lage
ist, eine eigene Aufzenpolitik zu betreiben und dafz der Ehef
im Brühlschen Palais nicht mehr wie»früherein blofzer Filialleiter
des Pariser Aufzenamts ist. Polen erfiillt heute — ohne sich freilich
hinsichtlich seiner Gesamtgeltung unter den Mächten etwa mit Frankreich
oder Grofzbritaiinien in jeder Beziehung messen zu können — das wesent-
!Ichlt«e·Erfordernis eines als Grofzniarhtzu» wertenden Staates: Es

IlLfabig,»den Gang der. Dinge in einem grosseren Raum entscheidend
MlkiukkeltimmemOhne Polen ist heute keine europäische
Politik mehr zu machen. Diese Tatsache ist von seiten der

deutschenRegierung durch die diplomatische Rangerhöhung auch nach
auf-en hin sichtbar anerkannt worden. Der deutsche Vertreter in

Warschau lttiht auf einem der für die deutsche Aussen-
politik wi»chiigsten Posten. Er bedarf hierzu einer erhöhten

Bewegungsfreiheit Diese ist mit der Eigenschaft eines Botschafters
verbunden. WklhkendUOMllch ein Gesandter nur der Vertreter

lekkl 21 R EAILPU Ug und nur in deren direktem Auftrag zu handeln
befähigt ist, ist ein Botschafter der persönliche Vertreter
des Staatschefs, und er kann in dieser Eigenschaft jederzeit
eine Audienz bei dem Staatschef des anderen Landes erbitten, wobei

er vor einem Gesandten den Borng geniefzt
ön Frankreich hat man den Beschlufzder beiden Regierungen natür-

lich nicht eben freundlich vermerkt. Einige Pariser Blätter bemühten

sich, die Einrichtung von Botschaften in»Berlin und Warschau mit

dem Besuch des ungarischen Ministerprasidenten in Polen»in einen

nksächlichenZusammenhang zu»bc»ingen»undaus dem«zeitlichenZu-
sammentreffen dieser beiden EreignisseweitgehendeSchlüsse·auf die»an-
geblich sich vollziehende Bildung eines deutsch-polnisch»-ungarischenBund-;
nisses zu ziehen, als dessen erstes Opfer inan die Tschechoslowakei
glaubte ansehen zu müssen. Solche Phantasien wurden in dem Teil

der französischen Presse entwickelt, der sich noch immer nicht mit dem

edanken auszusöhnenvermag, dafz es zwischen Deutschland und
Polen nicht mehr wie fruher einen latenten Kriegszustand gibt, der
so hervorragend geeignet ist, Polen an der Leine zu halten. Dieser
Teil der franzosischenPresse, zu dem z. B. das »Esv u r n a l d e s

Deb ats« und das.»E ch o e P a ris« und andere resolute Ver-
fechter eines » franzosischsrussischenBündnisses gehör-M- Ielit keins lett
Monaten ubliche a n t ip o l n»is ch e P r o p a g a n d a unentwegt und,
wenn moglich, sogar mit erhohtem Rachdruck fort. ön einem dieser
Blatter wurde im Zusammenhang mit der Botschafterangelegenheit
kurzerhand festgestellt, dafz ».da s n u r n o ch a u f d e m P a p i e r

registrierte .
franzosischspolnische Bündnis jetzt

uberhaiipt nicht mehr bestehe«, und in einem anderen dieser
Organe wurde schlankweg behauptet, d a fz P o l e n sch o n l ä n g st
OUJgShOkk hobe, Frankreichs Bundesgenosse zu

sein und es vorgezogen habe, »der Verbündete des
Dritten Reiches zu werden«.

Lin einem anderen Teil der französischen Presse werden andere

Register gezogen. Hierher gehört z. B der ,,Figaro«, der nicht
mit Drohungen, sondern mit Lockungen und Schmeicheleien
den »ungetreuen Bundesgenossen« wieder einzufangen versucht. Diese
Methode wird man mit Rücksicht auf die Mentalität der in Polen
mahgebendenKreise wohl als die geschicktere und wirksamere an prechen
konnen. Polen, so wird da im wesentlichen argumentiert, habe eutsch-
land gegenüber eine anerkennenswerte diplomatische Klugheit bewiesen.
Es sei ihm gelungen, ,,Deutschland zu übertölpeln«. Es habe sich durch
den Zehnsahrespakt in der Korridorfrage entlastet. Es habe von

Deutschland alles erreicht, was ihm erreichbar und wünschenswert sei,
und es liege nun eigentlich doch keine Veranlassung mehr vor, auf
diesem Wege noch weiter zu gehen. Das heifztt Du bist klüger
gewesen, als ivir dir’s zugetraut haben; aber

jetzt komme zurück; es ist dir alles vergeben. Ob sie
nun drohen, oder ob sie locken und schmeicheln, die Absicht, die von

den französischen Blättern verfolgt wird, ist in jedem Falle dieselbe:
Polen soll in die französischeGefolgschaft zurück.

Auf französischer Seite hat man ein neues Reizmittel
für dife polnischen Rerven gesundem Man erinnert sich
daran, dasz Polen Zahre hindurch von der fast krankhaften Angst vor

der Möglichkeit einer Verständigung zwischen
Deutschland und Frankreich erfüllt war. Die Ubernahme
des Aufzenministeriums durch Laval, der im Jahre 1931 einmal einige
Schritte in dieser Richtung getan hat, legt den Gedanken nahe, auch
jetzt wieder an diese alten Angstgefühle,zuappellieren und das Miß-
trauen der Kreise in Polen gegen Deutschland zu mobilisieren, die

von der fixen Idee besessen sind, dafz Paris schlieleich keine Bedenken

tragen würde, den polnischen Bundesgenossen einer

einträglichen Verständigung mit Deutschland zu

opfern und die Kosten dieser Verständigung etwa

in Gestalt des Korridors auf die polnischen
Schultern zu legen. Von dieser Besorgnis sind, nach manchen
Äußerungen der letzten Monate zu urteilen, selbst die polnischen Re-

gierungskreise nicht frei, obwohl sie doch sonst mutig und grofzziigig
in der Aufzenpolitik aufzutreten gewohnt sind.

In diesen Zusammenhang gehören auch die von französischerSeite
geflissentlich ausgestreuten Gerüchte. die Grobmächte und natürlich

auch Deutschland seien sich einig darüber, dafz es jetzt an der

s



Zeit sei, den -im vergangenen Zahre zu den Akten

gelegten Viererpakt des Dure wieder aufzugreifen
und ihn dur»rh die »Einbeziehung der Sowjetunion

zu
einem F»unf-Machte-Pakt zu erweitern. Polen

at s·. Z. heftig»gegen «den Grundgedanken des Mussolini-Paktes
opponiert, dafz »ein Gremium von Grofzmächten das Vorrecht haben
solle, ohne Zuziehung der Mittels und Kleinstaaten die europäischen
Angelegenheitenzu regeln- Wenn jetzt dieser Gedanke — übrigens von

Deutschlandnicht gunstig gesonnener Seite — wieder aufgerührt wird,
so .liegt die Absicht, durch derartige Meldungen die polnische Empfindlich-
keit gegen Deutschlandaufzureizen, nur allzu klar auf der Hand.

Die franzosische Polenpolitik hat sich seit dem Tode

Varthous e t w a s g e«lo rk e r t. Der temperamentvolle und eigen-
sinnige Varthou hatte die Polen in eine immer tiefere Ablehnung gegen

Frankreichgetrieben. Laval scheint hier beweglicher und geschickter zu
sein. Er versteht auf mehr Tasten zu spielen. Er weifz die emp-
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findlichenStellen der Polen besser zu treffen. Es ist auffällig, daß
die polnisrheSeiteein letzter Zeit mehr, als es bis dahin der Fall
gewesen ist, dazu neigt, die franzosische Empfindlichkeit in allen Deutsch-
land beruhtenden Fragen zu achten. Soweit diese Fragen überhaupt be-
ruhrt werden, geschieht es stets in einer die Pariser Rervosität
schonenden Weise. Alles, was hinsichtlich der Ausgestaltung der Ve-

ziehiingenzwischen·Deutschland und Polen geschehen ist, wird von

polnischerSeite mit scharfer Betonung als ein ganz selbstverständlicher
Schritt zur weiteren Rormalisierung des Verhältnisses zu Deutschland
bezeichnet. Der Gömbösbesuchwurde von ihr — nicht zur Freude der
Ungarn — nach Möglichkeit-jedes politisch-bedeutsamen Charakters ent-
kleidet. Und ebenso ist die diplomatische Rangerhöhung von ihr als eine

wenig aufregende Angelegenheit hingestellt worden. An sich ist das
richtig. Vedeutsam ist nur, dasz aus alledem das Bestreben spricht,
Frankreich —- falls das noch möglich ist — wieder mit der polnischen
Politik zu versöhnen. Dr- K.

- Ein gefchichtlichesDokument: »Das Slawifche Reichs
.

Die Schuldliigk
Der Artikel 231 des Versailler Diktats hat das Deutsche Reich

und die ihm verbündete Donaumonarchie mit der alleinigen Schuld am

Weltkrjege belastet. ,,. . . Deutschland erkennt an, dasz Deutschland
und seine Verbündeten als Urheber für alle Verluste und Schäden
perantwortlichsin»d,»diedie alliierten und assoziierten Regierungen und
ihre Staatsangehorigen infolge des ihnen durch den Angriff Deutsch-
lands und seiner Verbündeten aufgezwungenen Krieges erlitten haben.«
Dieses«erpreszte ,,Schuldbekenntnis« hat üble Früchte gezeitigt. »Die
,Verteidiger des Rechts’ zwangen ein ganzes Volk durch einige
Daumenschrauben,sich vor Menschen und Göttern dadurch zu er-

niedrigen, dasz es log, wie niemals ein Höllenkandidat auf der Folter-
bank gelogen hat.« Dieses Eingeständnis eines Franzosen, des Schrift-
stellers Alfred Pevet in ,,Les Responsables de la Giierre«,
wiegt schwer. Aber die Rutzniefzer von Versailles und St. Germain

entziehen sich der Wahrheit und — Deutschland allein ist
,,schuldig« . . .

Fünfzehn Jahre sind seit der Unterzeichnung des Gewaltfriedens
vergangen und die Welt ist immer noch nicht zur Ruhe gekommen.
Der Fluch von Versailles lastet auf den Völkern und hemmt jede
gedeihliche Entwicklung. Umsonst haben namhafte Gelehrte, Wissen-
schaftler und Politiker nachgewiesen, dafz Deutschland, umgeben von

einer Welt von Feinden, in den mörderischsten aller Kriege hinein-
getrieben wurde, ergebnislos blieben alle Versuche, die ,,alliierten und

assoziierten«Regierungen zu bewegen, ihre Archive zu öffnen, um den
wahren Kriegsursachen nachzuspüren. Sorgsam wahrten die ,,Sieger«
ihr Geheimnis, mochte auch die objektive Geschichtsforschung zugunsten
Deutschlands entscheiden. Das Urteil des Versailler Vertrags, dafz
Deutschland und seine Verbündeten allein verantwortlich sind, müssen
wir fallen lassen. Es war ein dem Vesiegten vom Sieger unter dem

Einflusz der Kriegspsychose, der Verelendung, der Unwissenheit, des

Hasses und der propagandistischen Wahnvorstellungen abgeprefztes Ein-

geständnis. Es gründete sich auf unvollständige und nicht immer ver-

nünftige Beweise. Es wird allgemein von den besten Historikern aller
Länder anerkannt, dasz es nicht mehr zu halten und zu verteidigen ist.
»Der Quai d’0rsag hat dem amerikanischen Volkerrechtler Sidney
Vradshav Fag mit eisigem Schweigen geantwortet. An· dem

Fundament des Versailler Vertrages, dem Artikel 231, darf nicht ge-
rüttelt werden. Deutschland allein ist schuldig . .

«

Dr. Karl Kramarsch.
Richt zu spät taucht aus der

Versenkung
ein Dokument»auf,von

dessen Existenz man wohl wufzte, de sen Wortlaut aber bisoin die

jüngste Zeit unbekannt geblieben ist. Es ist kein Geheimnis, dasz
der tschechische Traum von einem grohslawi chen
Reich-e unter russischer Führung das tscherhische enken
der Vorkriegszeit beherrschte und unweigerlich zur Katastrophe fuhren
muszte. Der eifrigste Verfechter dieser Idee. der osterreichisrheReichs-
ratsabgeordnete und Führer der tschechischen Rationaldemokraten,
Dr. Karl Kramarsch, verstand es, Paris und Petersburg fur
seine Pläne zu gewinnen. Unter die morsche Donaumonarchie wurde
die Vrandfackel gelegt und der Krieg hinter den Kulissen vorbereitet.
Am »7. Juni 19«14, drei Wochen vor der Sarajewoer Tragödie,
überreichte Dr. Kramarsch dem russischen Votschafter ei»ne Denk-

srhrift, die Deutschlands und österreichs neue
Grenzen bestimmte, die beiden Reiche nn die Yachbarlander
aufteilte und die Verfassung der neuen grofzslawischenVolkerzonefest-
legte. Es ist eine Groteske der Weltgeschichte, dasz dieselbenKrafte,
die heute das Recht auf die Verteidigung der ,,U»i»iabhangigkeit«
dsterreichs gepachtet zu haben glauben, an der Zertrummerung des

alten österreich maszgeblikh beteiligt waren. Die geplante Verfassung
des neuen Slawenreiches, dessen Verwirklichung die russische Revolutien
verhinderte, ist ein Dokument von zeitgeschichtlichemWert, das bei-

nahe wie eine Vorlage für das Diktat von Versailles anmutet:

,,Versassimg des slawischeu Reiches«
(nach dem Muster ,,Deutsche Vundesakte«).

I. Der Slawisches Reich genannte SlawischeBund besteht aus:

Russisches Reich Polnisches Zartum (Konigreich), EschechischesZer-
tuin (Königreich),»VulgarischesZartum, Serbisches Konigreikh,
Montenegrinisches Konigreich.

ell. Der Kaiser (überall wo Kaiser gebraucht wird, te t iin ru i en

Original Imperator) aller Slawen und ganz Ruszlanäs,hderPolirilikshche
Zar, der TschechischeZar,»repräsentiertdas Slawische Reich vor den
ubrigen Grofzmakhtemerklart im Ramen des Reichs den Krieg und
schliefzt Frieden, Vundnisseund Verträge mit anderen Grofzmächten.
ernennt und empfangt diplomatische Vertreter, ernennt gemeinsame
Minister des Krieges und der Flotte und auch den Aufzenminister, der
zugleichReichskanzler-ist. Zur Kriegserklärung ist nötig die Zu-
stimmung des Reichsrates (der dem deutschen ,,Vundesrat« entspricht).
Zur Abschlieszung von Verträgen, die der Gesetzgebung des ganzen
Reiches»unterstehende Angelegenheiten betreffen, musz die Zustimmung
des«Reichsratesund der Reichsduma (entspricht dem deutschen »Reichs-
tag») erlangt werden. Der Kaiser beruft und schlieszt Reichsrat und
Reichsduma. "

Ill. ön die »Kompetenzder Reichsgesetzgebunggehört: .

1. andelsvertrage und Zolltarife,
2. asze und Gewichte,Geldsgstem und Bestimmungen über die Heraus-

gabe von Papiergeld,
.Gesetze«überHandelsflotte und Konsulate,
.allgemeineVestimmungenüber Post, Celegraph, Telephon, deren all-

gemeine Carife und Taxen,
.allgemeine Eisenbahnbestimmungen zur Sicherung reibungslosen Ver-
kehrs, der Warenbeförderung und der Tarifeinheit,

.Arniee und Flotte,
'

.Reichshaushalt (Haushalt der Einnahmen und Ausgaben, Zivilliste
des Kaisers, Ausgaben für Armee, Flotte, Diplomatie, Konsulardienst
Und Reichskontrolle),

s. Bewilligung von Reichsanleihen, Festsetzung ihrer Zinsen und der
Zahlungsart.

9. Aufteilung der gemeinsamen Ausgaben auf die Vundesstaaten und die
Art der Deckung.

1V. Die Reichsgesetze genehmigen Reichsduma und Reichsrat und

nach beider Zustimmungserlangung werden sie im Ramen des Kaisers
veröffentlicht unter Hinweis auf die Zustimmung von Reichsduma
und Reichsrat und mit der Unterschrift des Kanzlers.

V. Der Reichsrat besteht aus den Vertretern der Vundesmitglieder.
Das Russische Reich hat z. V. 25, das Polnische Zartum S, das

Cschechische Zartum 4, Serbien 4, Vulgarien 3 und Montenegro
i Stimme. Die Reichsratsmitglieder ernennen die Herrscher der
Vundesstaaten. Die Vertreter des Polnischen und Tschechischen Zar-
tums ernennt auf Vorschlag der Statthalter dieser Länder der Kaiser
als Polnischer und Tschechischer Zar. Die Vertreter dieser Zar-
tümer müssen polnischer und tschechischer Rationalität sein.

Vl. Der Reichsrat beschliesztdarüber, welche Gesetzesvorschlägeder

Reichsduina vorgelegt werden sollen, gibt Durch ülzrungsvetotdnungen
zu den Reichsgesetzen heraus, achtet auf deren »rfullung,bereitet den

Haushalt der Einnahmen und Ausgaben vor, schlagt den Abschlufzund
die Derkungsart der Reichsausgaben vor.»Vei Abstimmungen beschlieszt
die einfache Mehrheit. Reichsverfassungsanderungenwerden abgelehnt,
wenn sich gegen sie mindestens acht Ratsstimmen aussprechen. Der

Reichsrat wählt aus seinen Mitgliedern verschiedene Kommissionen:
eine Pflichtkommission ist die fur die Auslandspolitik. ön ihr hat
jedes Vundesmitglied einen Vertreter. Die Mitglieder des Reichs-
rates können Erläuterungenin der Reichsduma abgeben. Einberufer
des Reichsrates ist der Reichskanzler, der an seiner Statt einen Ver-
treter bestimmen kann.

»

.

VlI. Die Vundesstaaten konnenzur Erfüllung ihrer Pflichten durch
Veschlusz der Mehrheit des Reichsrates gezwungen werden. Die Durch-
führung des Zwanges ist Recht und Pflicht des Kaisers.

VIII. Die Reichsduma besteht aus 300 Mitgliedern, z. V. 175 aus

dem Russischen Reich, 40 aus dein Polnischen Zartum. 3»0aus dem

Tschechischen Zartum, 30 aus Serbien, 20 aus»Vulgarien, 5 aus

Montenegro. Die Mitglieder der Reichsduma«wahlenStaatsrat und
Staatsduma des Russischen Reiches, den»polnischenund tschechischen
Landtag, die serbische und montenegrinische Skupschtina und die

bulgarische Rationalversammlung Der Wahlmodus wird der Orts-

gesetzgebung jedes Landes überlassen.
« «

IX. Das Slawische Reich stellt ein einheitliches Handels-· und»Zoll-
gebiet mit gemeinsamer Zollgrenze dar. Alle Ware kann frei aus
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einem Buiidesstaat in den anderen befördert werden und unterliegt
keinen anderen Zöllen und Steuern als denen die Erzeugnisse des

betreffenden Landes unterliegen. Steuern auf Salz, Tabak, Schnaps
(Vodka), Bier, Zucker u. ä. sind in allen Staaten des Buiides gleich,
ebenso find gleich die Eintreibungsarten dieser Steuern.

X. Die Zollgebühren heben alle Bundesmitglieder unter Aufsicht
vom Kaiser ernannter Reichskontrolleure ein. Der Ertrag der Zolle
wird zur Deckung der ganzreichlichen Ausgaben verwandt.

XI. Banken mit dem Recht, Banknoten auszugeben, können in den

einzelnen Bundesländern, auszer Montenegro, errichtet werden. Ihre
Satzungen genehmigt der Reichsrat. Ihre Operationen kontrolliert die
vom Reichsrat ernaiinte Reichskontrolle. Die Banknoten dieser
Bänken haben das Umlaiifsrecht im ganzen Gebiet des Slawischen
Reiches. Gold-, Silber-s und Messingmünzenwerden in allen Ländern
des Bundes gepragt nach gleichem Muster und haben den Umlauf in
allen Ländern. Auf der einen Seite der Münze ist das Porträt des

Herrschers des betreffenden Landes, auf der anderen das Reichs-
ivappen und das Wappen des betreffenden Landes.

xIL Eisenbahnen können auf Reichsrechnung erbaut werden, ohne
Genehmigung der Bundesstaaten, durch Beschlufz von Reichsrat und

-duma, wenn dies die Verteidigungsinteressendes Reiches erfordern·
Die Regierungen der vereinigten Staaten verpflichten fich, die Eisen-
bahnverwaltung allgemeinen Prinzipien unterzuordnen, mit dem ge-
meinsamen Tarif zur·Erleirhterungder Personen- und Güterbeförderung
zwischen den vereinigten Staaten. Dem Reichsrat steht die Tarif-
kontrolle zu. Die Eisenbahndirektionen der einzelnen Staaten müssen
die Anordnungen des Kriegsministeriunis über die Benutzung Tder

Bahnen für die Reichsverteidigung befolgen.
xIlL Post, Telegraph, Telephon werden in den einzelnen Staaten

selbständig verwaltet, aber die Tarife sind gleich und werden auf
Reichsgebiet als inlandische betrachtet.

)(!IV. Die Gesetze über die«Handelsflotte find für den ganzen
Bund gemeinsam. Die slagge ist weifzrotblau mit Reichswappen.

XV. Die Konsulate sind gemeinsam fiir den ganzen Bund. Die
Konsuln werdenvom Kaiser ernannt, aber die vereinigten Staaten
haben das Recht, an wichtigenHandelsorten um die Ernennun von

Bizekonsuln zu bitten, die der Kaiser auf Vorschlag des betreffenden
Landes ernennt.

XVI. Die Bürger aller vereinigten Staaten geniefzen in allen ver-

einigteii Staaten die Rechte der 0rtsbiirger, unterwerfen sich jedoch
in jedem Staate allen durch Ortsgesetze oder Polizeivorschriften vor-

geschjebenen Pflichten und Beschränkungen (Besiedlungsgrenze u. ä.).
XVIi. Die Beschlüsse aller zivilen Gerichte der einzelnen Länder

des Reiches iverden von allen Gerichten»und der Exekutivgewaltaller
Länder des Slawischen Reiches ausgefuhrtszGemafz den Ortsgesetzen
genehmigte Dokumente haben in allen Ländern des Vundes volle

Gültigkeit.
"

XVllL In allen nichtrussischenLändern des Bundes ist der Russisch-
unterricht mit der zweiten Volksschulklasse beginnend obligatorisch.
An den Mittelschulen werden russische Sprache und Literatur russisch
unterrichtet. An den Hochschulen müssenLehrstuhlefur russische Sprache,
Geschichte und Literatur sein. Die über»diese sacher russisch vor-

getragenen Vorlesungen sind für alle Horer obligatorisch.
xIX Der Militärdienst ist gleich für alle Länder des Slawischeii

Reiches und wird durch Reichsgesetzfestgesetzt, ebenso wie die Kon-
tingente der einzelnen Staaten. Die gemeinsamen Armee- und slottens
ausgaben, soweit sie nicht durch die Zollgebiihren gedeckt werden, werden

gemäsz der Einwohnerzahl der einzelnen Länder berechnet. Das

Tschechisrhe und Polnisrhe Hartum zahlen im Laufe der ersten
25 Jahre mehr als die ubrigen Bundesmitglieder (am Anfang um

25 v. H. und 20 v· H.; dann alle fünf Jahre um 5 v. H. und 4.v. H.
weniger). Aus den gemeinsamenBeträgen erhalten die einzelnen
Bundesländer die für sie notigen Mittel, um die durch Reichsgesetz
der Zahl ihrer Einwohnerschaft entsprechend festgesetzten Kontingente
zu erhalten.

Kostet in einzelnen Ländern aus örtlichen Gründen die Erhaltung
des Militärs mehr als die Durchschnittsnorm, so bezahlt den Unter-

schieddas betreffende Land aus seinen Mitteln. Die Befehlssprache
III del· ganzen Reichsarmee und smarine ist das Russische. Die
Soldaten. Offiziere und Mititärbeamten legen den Eid nicht nur dem«

Herrscherdes betreffenden Landes ab, sondern auch deni Slawischeii
Kaiser. Der Kaiser ernennt die Ehefs der Generalstäbe von Armee
und Marine und alle Kommandeure der Armeekorps. Die übrigen
Generale und andere Offiziere können in ihren Ländern von den
Herrschern Serbiens,·Montenegros und Bulgariens im Einvernehmen
Mit dem Kklegssmmlspxdes ganzen Reiches ernannt werden; der

Kaiser befiehlt iiber die gome Armee und slotte des Bundes ini
Kriege und hat das Recht bochster Inspektioii. Waffen und
llniformen sind im ganzen Reichegleich. Soldaten, Offiziere und Fahnen
haben das Reichswappen des eigenen Landes. Im inneren Dienst ge-
brauchen die einzelnen-Korps ihre·Landessprache, aber der Verkehr
der militärischen Abteilungen verschiedenerLänder geschieht in russischer
Sprache. In stiedenszeit unterstehen die Armeen Serbiens, Monte-
negros und Butgariens der cBefehlsgewalt ihrer Herrscher.

Zeitungen und andere Kriegsbautentwerden im ganzen Reiche auf
den Befehl des Kaisers und aus gemeinsamen, auf gesetzlichem Wege
bewilligten Mitteln errichtet.

XX. Der- Kaiser ernennt als Polnischer und Tschechischer Zar in
beiden Zartiimern Statthalter, die in seiner Abwesenheit Leiter der
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zivilen Landesverwaltuiig sind. Der Kaiser ernennt iii den Zartümern
auf Vorschlag des Statthalters den Miiiisterpräsideiiten, die übrigen
Minister und die Präsidenten der obersten Gerichte· Die Gesetze werden
im Ramen des Zaren veröffentlicht und von Statthalter und Ministerii
bestätigt. Der Statthalter uiid die Minister müssen der Nationalität
des betreffenden Landes sein. Die übrigen Beamten ernennt im Namen
des Zaren der Statthalter, soweit gemäfz deii Laiidesgesetzen die Er-

nennuiigen nicht die Minister vollziehen. Das Polnisrhe und Tsihechische
Zartum werden auf konstitutionelle Weise durch zwei National-
versammlungen und durch dem Zar und den Rationalversammlungen
verantwortliche Minister verwaltet.

Auf deni Gebiet des ehemaligen Königreiches Polen sind alle staat-—
lichen, städtischenund öffentlichen Institutionen verpflichtet, von Russen
Erklärungen, Gesuche und Beschiverden in russischer Sprache anzunehmen
und in derselben Sprache ihre Antworten und Beschlüsse zu geben. In
allen erwähnten Institutionen koiinen die Russen ihre Sprache benutzen.

Die Grenzendes ,,Slawischen Reiches«.
In einer Mantelnote«,die dem russischen Aufzenminister Sasonoiv

ain 19. Juni 1914.zuging, wurde die Zusammensetzung des neuen

russischeii Reiches eingehend erläutert. Dem Zarenaller Reuszen,
,,H-errscher GroszsRuszlandsund aller Slawen«, König von Polen und

Bohmen, sollten die Könige von Serbieii, Vulgarien und Montenegro
als Bundesfürsteii unterstellt sein. sur die Verkürzung ihrer Macht
sollten die neuen ,,Kronlander«wertvolle Gebietserweiterungen erhalten.
Ruleand durch Ustgalizien,Rordbukoivina,»Ungarisch-Ruleand« und
einen Teil Ostpreufzens mit Konigsberg bereichert werden. Der Plan
Dr. Krainarschs sah ii. a. vor:

Königreich Polen.
I. Polen ohne GouvernementEholm. 2.Westgalizieii. 3.0sterreich-

Schlesien. 4. Preufzisch-»0berscl)lesien(0stteil). 5. Provinz Posen.
b. Westpreuszen smit Danzig. 7. Ostpreufzen (Südteil).

Tschechisrhes Königreich.

»

l. Böhmen, MährenundSchlesien(Westteil). 2. PreuszischsSrhlesieii
mit Grafschaft Glatz·(dudwestteil). Z. Ostsachsen (Lausitz). 4. Rords
ungarn (olowakei niit Preszburg bis Visehrad bei Budapest.

Königreich Vulgarien.
t. Bulgarieii gemäfz Vukarester Frieden. L. Mittel- und Süd-

iiiakedoiiien.
»

Konigreich Serbieii.
l. Serbieii gemväszViikarester Frieden ohne Mittelmakedoiiien.

2.»Rocdalbanien init Durazzo. J. Kroatien, Slairsonien und Istrieii
init-·Triest,Gorz und Gradiska. »l. Südsteierniark und Südkärnten.

åädudwests uiid Westungarn bis zur gemeinsamen tschechisch-serbiscl)eii
renze.

Königreich Montenegro.
l. Gebiet von 1914. 2. Nordmalitien mit Skutari und Zadrima.

« »

.Die anderen Staaten.

Die Machte,die 1914 erklärten, für die Befreiung der unterdrückten
Rationen in den Krieg gezogen zu sein, dachten damals nicht daran,
an der geplanten Eingliederung deutscher Volksstäinme iii fremde Staats-

korper Anstofz zu nehmen. Rach dem Plane Dr. Kramarschs sollten
4Zi Millionen Deutsche an Polen, JZ Millionen Deutsche an Tschechieii
und Wes Millionen Deutsche an Serbien fallen. Interessant ist in

dieser Denkschrift die Feststellung, dasz das Iudentum als Minderheit
zu gelten habe. liber die Rachbarländer heiszt es wörtlich:

,,. . . das um siidöstlicheungarische Länder und die Südbukoivina

vergröszerte Rumänien und das für Südmakedonien durch Süd-

und Mittelalbaiiien entsrhädigteGriechenland sind mit dem Slaivischen
Reich in einer ständigen Atilitär- uiid vielleicht auch Zollunion.

Ungarn setzt sich zusammen aus dem Bezirke des halbjüdischen
Budapest und dessen deutscher Umgebung, aus dem rein madjarischen
Teil der Pufzta und behält 5—6 Millionen Einwohner. Es ist
selbständig,aberdurch den Einflusz der Umstände tritt es im Laufe
der Zeit in gleiche Beziehungen zum Reich ivie Griechenland oder
Rumänien.

Deutschland, das iin Osten die slaivischen und gemischten Länder
verliert, gibt im Rorden den Dänen SchlesivigssHolsteiii und im

Westen den Franzosen Elsafz-Lothringen und möglicherweise auch
andere Länder am linken Rheinufer.

Das geschwächtePreuszen ivird nicht in der Lage sein, seine pro-

testantische Hegemonie iii Deutschland aufrechtzuerhalten.
Die Habsburger, die Ober- und Riederösterreich,Rordsteierniai«k,

Rordkärnten, Rordsalzburg, Rords und Mitteltirol mit rund
7 Millionen Eiiiwohnern behalten, werden von Europa unterstützt in
der Reuerrichtung eines katholischen Deutschen Reichesdurch eine
Union mit den süddeutsrhenStaaten, deii Westproviiizen Preuszens

lenge
dem Königreich Hannover, wohin die Eumberlands zurück-

e ren.

Italien erhält Südtirol und tritt 30000 Sloiveiien aii Sei-bieii
. . .

.
ab

Roch vor Kriegsende ist das grosze russische Reich usammen-
gebrochen,der Traum des Slawentums war ausgeträunit. as aber
die Tschechen geplant, hat Versailles. wenn auch iii veränderter

Form, verwirklicht, und — »Deutfchland allein —-istschuldig . .·.l«

Rudolf Schricker.



Der sejm tritt zusammen.
Am 6. Rovember soll der Sejm zusammentreten Wenn er nicht,

wie es in den letzten Zahren geschehen ist, sofort wieder vertagt wird,
wird er sich mit dem Haushaltplan für das Finanz-
jahr 1935l36 zu beschäftigen haben. Einzelpositionen aus diesem
Plan sind bisher in der Offentlichkeit nicht bekannt. Man weifz
nur, dasz die Gesamthöhe der Ausgaben auf 2132 Mil-
livnen Zloty festgesetzt ist; das sind 52 Millionen Zloty
weniger als im laufenden Etatsjahr. Die Einschränkung der Staats-
ausgaben soll also auch dieses Mal weiter fortgeführt werden. Mit
dem Etatsjahr 1929l30 ist der Staatshaushalt um rund 30 v. H.
herabgesetzt worden. Die Regierungendes PilsudskisRegimes haben
es gelernt, eine sparsame Wirtschaft zu treiben. Rur iii mili-

tärischen Dingen halten sie Sparsamkeitnach wie vor für eine
schlecht angebrachte Tugend.

Die Opposition wird aktiv.
Es ist denkbar, dafz die Tagung des Sejm der innerpolitischen

Opposition Veranlassung geben wird, wieder einmal sichtbar in die

Erscheinung zu treten. Wenn es nach der- Opposition ginge, würde
im kommenden Winter überhaupt wieder mehr Betrieb in der

polnischeii önnenpvlitik sein. Die verschiedenen regierungs-
feindlichen Lager haben in letzter Zeit ihre Streitkräfte wieder ge-
sammelt. Vor allem Korfantg, der nach der Brester Affäre
recht still geworden war und sich vorübergehend einmal auch in der
benachbarten Cschechei in Sicherheit gebracht hatte, ist wieder auf
der Bildfläche erschienen Die Rede, die er kürzlich auf
der Bromberger Tagung der Ehristlichen Demo-
kraten gehalten hat, liesz eine bemerkenswerte Kampflust des alten

Rebellenhäuptlings erkennen. Er wagte es nicht nur, der Regierung
sehr robuste Vorwürfe zu machen, sondern er kündigte in ziemlich
deutlicher Form einen Zusamnienschlufz der rechts-
stehenden Oppositionsgruppen, also vor allem der

Ehristlichen Demokraten und der Rationaldemokrateii, an.- Sein Be-

streben geht dahin, die aktiven Kräfte des politischen
Katholizisnins gegen das PilsudskisRegime zu

mobilisieren. Er hofft, die Spannung, die zwischen
der Regierung und dem römischen Klerus besteht. zuni
Vorteil der oppositionellen Parteigruppen ausnutzen zu können. Und
der Klerus ist wohl auch nicht abgeneigt, diesen Kreisen im Kampf
gegen die Herrschaft der Obersten ihren Segen zu geben. Denn die

Regierungskreise sind ihnen-schon lange nicht mehr katholisch geneigt
Vor allem hat die von radikalen ödeen bewegte Legion der

Zungen das Mifzfallen des polnischen Episkopats auf sich gezogen
Und die weltanschaiiliche Grundhaltung der geistig LührendenSchicht
des Regierungsblocks, wie sie um KadensBandrowski, em Verherrlirher
der legionären ödee, in der Dirhterakademie versammelt ist,
läszt nach Meinung der Bischöfe allzu sehr den schuldigen Respekt vor

dem Statthalter Christi vermissen. Die Ehristlichen Demokraten sind
zwar durch mancherlei innere Auseinandersetzungen empfindlich ge-

schwäcl)t; ebenso haben die Rationaldemokraten schon mehrere Ab-

splitterungen von Gruppen jüngerer Mitglieder erlebt; und das
nationalradikale Lager. das eine dieser Absplitterungen darstellt, hat
sich von deni Schlage, den die Regierung nach der Ermordung des

önnenministers Pieracki gegen diese stürmischenElemente geführt hat,
noch nicht erholt. Wenn diese geschwächtenGruppen, zusammen mit

einem Teil der alten Bauernpartei des in die Cschechei geflüchteten
Witos, sich mit der vom Klerus getragenen Katholischen Aktion zu
einem Angriff aufdie Regierung verbünden, dann kann der kommende

Winter in der Tat ein Wiederaufleben der innerpolitischen Aus-

einandersetzungen bringen.
Der »kleine Mann« und Regierung.

Als Kozlowski an die Regierung kam, erwartete man allgemein
einen ,,Ruck nach links«. So wie ihn sich die radikalen Elemente
im Regierungslager vorgestellt haben, ist dieser Ruck — bisher wenig-
stens — noch nicht erfolgt. Es gibt eine Reihe Regierungsblätter,
die in den letzten Monaten zeitweiligsehr scharf gegen die konservative
Gruppe des Sanierungslagers Front gemacht und jede der nicht seltenen
Skandalaffären dazu benutzt haben, um dem grofzgrundbesitzenden Aidel
am Zeuge zu flicken. Und es hat mitunter recht lebhafte Ausein-
andersetzungen zwischen dem .,linken« Flügel- des

Regierun·gslager, zu dem z. B. der ,,Kurjer Poranng« gehört,
und der ,,Rechtsgruppe« gegeben, als deren Sprecher z.B.
das Wilnaer »Sie-wo« und der Krakauer ,,Czas« austreten Die

.,Linken« waren im Angriff. Aber dieser Angriff ist-wieder ins

Stocken geraten. Dafz es überhaupt einen ,,Ruck nach links« gegeben
haben soll, wird jetzt gerade vom ,,Kurjer Poranny«, dem eifrigsten
Rufer im Streite, mit der gräfzten Selbstverständlichkeit einfach in
Abrede gestellt. Haben die konservativen Kreise ihren Einslufz, der

schon zu wanken schien, wieder gefestigt? Und haben die ,,L’inks-
blätler« des Sanierungslagers einen Wink von oben erhalten, nicht
mehr allzu laut die Forderungen und Wünsche des« »kleinen
Mannes« zu unterstützen, da sie ja bei der allgemeinen Finanz-
kalamität doch nicht zu befriedigen sind? Fast scheint es so. Jeden-

falls läßt sich in letzter Zeit wieder eine bemerkenswerte Zurückhaltung
in den Fragen des »kleinen -Mannes« feststellen.

-

Rur die Regierungsjugend erlegt sich in ihrer-radikalen
Propaganda auch heute noch keinerlei Zurückhaltung auf. In den

letzten Wochen haben sich verschiedene Bezirke der

PolnitchecJnnenpolitik.
,,5Iegion der Zungen« von ihrem ,,Hauptkommando«,
das ihnen offenbar nicht mehr radikal genug ist, getrennt. Von

diesen abgesplitterten Gruppen sind in den Strafzen Warschaus,
Ezenstochaiis, Bialystoks usw. Flugblätter ausgestreut worden, in denen
der Führung der ,,L«egionder Zungen« der Vorwurf gemacht wird, sie
wolle den »untergehenden Kapitalismus in Polen« beschützenund die
Zugend »zum Kampf mit der arbeitenden Klasse« organisieren. Eins
dieser Flugblätter endete mit folgenden, sehr bezeichnenden.Worten:
»Rieder mit den Verrätern der junglegionären
ödeel Es lebe der Arbeiterstaat, das Polen der

Arbeiter, der Bauern und der werktätigen Catel-
lige nzl« Was die Arbeiterschaft in den Städten anlangt, so scheint
sich die Regierung ihrer nicht oder noch nicht in dem erhofften und

von einigen Blättern auch in Aussicht gestellten Mafze annehmen zu

wollen. Gewonnen haben jedoch schon die kleineren und mittk
le r e n B a u e r n. Hier hat die Regierung Kozlowski - Poniatowski
die versprochenen durchgreifenden Entschuldungsmasznahmen auch prak-
tisch in Angriff genommen. Freilich läfzt sich auch hier ein ge-

wisses Zurückweichen vor den Forderungen der
G ro fz ag rar i e r feststellen. Es ist nicht so, wie es zuerst wohl
geplant war, dasz man bei der neuen Entschuldungsaktion den Grosz-

rundbesitz völlig unberürksichtigtläfzt. Vielmehr sollen die grofzen
Besitzer, wenn auch in verhältnismäßig geringerem Umfange als die
Mittels und Kleinbauern, gleichfalls von den Vorteilen der Ent-

schuldungsaktion profitieren.

Schulsorgjen.

Die Frage des Vsolksschulwesens wird seit einiger Zeit
in Polen sehr lebhaft erörtert. önsbesondere läfzt sich die Opposition
die günstige Gelegenheit nicht entgehen, die Mifzerfolge der Regierung
in der Schulpolitik für ihre Zwecke auszunutzen. Vsor einiger Zeit
war von seiten der Regierung mitgeteilt worden, dafz die schlechte
Finanzlage des Staates dazu zwinge, weitere Einschränkungen
im Volksschulwesen vorzunehmen. Wenn man bedenkt, dasz es in

Polen iiber 6 Millionen Analphabeten gibt, dasz im letzten Schul-
jahr über 700000 schulpflichtige Kinder keinen Unterricht erhalten
haben, und dafz in einer Denkschrift des Verbandes der Vsolkssichuls
lehrer festgestellt worden ist, dafz zur ordnungsgemäfzen Durchführung
des Unterrichtsbetriebes in den Volksschulen noch etwa 10000 neue

Lehrkräfte eingestellt werden müfzten, dann kann man ermessen, in
«

welch bedenklicher Krise sich das Schulwesen in Polen befindet, —- von

den krassen Miszständen und Mängeln ganz abgesehen, die im Schul-
wesen der fremdvölkischen Gruppen infolge der Haltung der polnischlen
Behörden bestehen. U. a, war auch seinerzeit von Regierungsseite
mitgeteilt worden, dafz die Finanznot des Staates dazu zwingen werde,
in den Volkssrhulen ein allgemeines, wenn auch niedriges
Schulgeld einzuführen. Diese Absicht scheint nunmehr doch wieder
aufgegeben worden zu sein, da die Einführung eines Schulgeldes
verständlicherweise auf den geschlossenen Widerstand der Lehrerschaft
iind der Bevölkerung stofzen würde. Das Budgetdefizit soll nun, wie
es heifzt, durch Finanzoperationen und durch neue Steuern
gedeckt werden, und zwar ist die Einführung einer Zuckersteuer
und die Erhebung eines Zuschlages zur Einkommen-
steuer geplant. Dieser Zuschlag soll für Schulzwecke verwendet
werden. Er soll unterschiedlich auf Junggesellen und auf Verheiratete
mit und ohne Kinder angewandt werden· Die Schulnot in Polen ist
nicht nur eine soziale und kulturelle Anaelegenheih sondern sie hat auch
ihre parteipolitische Seite. Richt nur dasz die Opposition die

unbefriedigende Lage des Vsolksschulwesens zu heftigen Angriffen auf
die Regierung benutzt. Sie versucht offenbar auch die geistige Rot.
die infolge des Mangels an Schulen und Lehrkräften besteht, dazu aus-

zunutzen, unmittelbar an die betroffenen Volkskreise heranzukommen,
nnd zwar dadurch, dasz sie sich dort einzuschalten versucht, wo Lucken
im Schulwesen bestehen. Eine Reihe von sozialen und
kulturellen Vereinigungen haben beschlossen, in der nächsten
Zeit den-Kampf gegen das Analphabetentum auf dem

Wege des individuellen Unterrichts aufzunehmen Die
Vereinigungen planen unter dem Ramen ,,Moiiat der Liquis
dierung des Ana-lphabetentums« eine Aktion, .bei der
jedes ihrer Mi«glieder es übernehmensoll,mindestens einem Analpha-
beten das Lesen beizubringen. Dafz hierbeieine p o l i tisch e B e e i n .

fl ussung der betreffenden Schuler. unter denen sich auch viele
Erwachsene befinden, möglichund ivohl auch beabsichtigt ist, liegt bei
der Kampfstellung der-Rattonald·emokratengegenüber der Regierung
auf der Hand. Es wird. falls diese Aktion wirklich in Flufz kommen

sollte, darauf ankommen, welche politischen Kreise an ihrer Durch-
führung teilnehmen.

Ein sonderbares Wahlergebnis
.

In dein Dorfe Alzen bei Bielitz san-den am 21. Oktober unter

starkem Andrang der Bevölkerung die Gemeinderatsivahlen statt.
Von den 30 Sitzen erhielten die Polen 21, die Deutschen 9. Dieses Er-
gebnis hat allgemeines Befremden erregt. Alzen ist ein überwiegend
deutsches Dorf. Dem Rationalitätenverhältnis seiner Bewohner nach
hätte sdas Wahlergebnis etwa so ssesinmüssen: 20 Sitze für die Deut-

schenund 10 für die Polen. Die Deutschen von Alzen haben gegen

die Wahl Einspruch erhoben. Zu der Wahlkommission war nämlich
kein einziger Deutscher zugelassenworden. Daraus erklärt sich wohl
auch das Ergebnis: Es liegt nicht am Wählen, sondern am Zählen



Danzig wählt
Gemeindewahleu am ts. November.

ön Danzig ist es nicht möglich wie im Reich, der organisierten anti-

staatlichen Tätigkeit durch die völlige Zerschlagung und« das Verbot
der oppositionellen Parteien ein Ende zu machen. Unter dem Schutz
der vom Völkerbund garantierten Verfassung haben sich noch die Reste
der alten Systemparteien erhalten; und unter»Ausnutzung der durch
die eigenartige völkerrechtliche Situation Danzigs gebotenen Möglich-
keiten haben vor allem die Marxisten und die Klerikalen immer wieder

versucht, vor den internationalen önstanzen gegen die nationalsozia-
listische Regierung des Freistaates zu stänkern und mit Unterstützung
deutschfeindlicher Kreise des Auslaiides die Aufbauarbeit des national-

svzialistischen Senates zu hindern. Vor allem in letzter Zeit haben
diese reaktionären Gruppen des Zentrums und der Marxisten durch
ihre landesverräterifche Agitation vielfach versucht, im Auslande
und vor allem in Polen Zweifel an der Beständigkeit der innen-

politischen Verhältnisse der Freien Stadt und Misztrauen gegen die

Vertragstreue der RSD·AP. Polen gegenüber zu wecken. Der Presse-
feldzug. der in letzter Zeit von oppositionellenivie regierungstreuen
Blättern in Polen gegen Danzig inszeniert worden ist, und Fälle wie
der des Zentrumsschulrates Behrendt. dem landesverräterische Be-—

ziehunaen zu einein Mitglied der polniscben diploniatischen Viertrelung
nachgewiesen werden konnten, haben gezeigt, wie notwendig es ist, end-
Uch eitlen entscheidenden Schlag gegen die dem Rativnalsozialismus
feindlich gegenüberstehendenReste der alten Systemparteien zu führen.

Die nationalsozialistische Regierung in Danzig hat die Aus-

srhreibuug oson Kreistags- und Gemeindewahlen
in den Landkreisen Grofzes Werder und Danziger
R i e d e r u n g beschlossen. Auf Grund der Danziger Verfassunghaben
alle Parteien das Recht, zu diesen Wahlen ihre eigenen Listen«auf-
zustellen. Zur Zeit bestehen neben der (und der polnischen
Gruppe) jedoch nur noch die Parteiorganisationen der Sozial-
demokraten und des Zentrums. Die alten burgerlichen
Parteien haben sich nach der völligen Riederlage, die sie bei den

Bolkstagsivahlen im vergangenen Zahre erlitten hatten, selbst auf-
gelöst. Und die Komm n iiistis rhe Partei wurde wegen fort-
Oeiehtek staatsfeindlicher Umtriebe verboten. An sich waren solche
Wahlen schon im Herbst 1932 fällig gewesen· Die damalige Regie-
rung Ziehm hatte den Wahltermin jedoch durch Sondergeseizzunachst
um ein Zahr verschoben. Die RSDAP. hatte dann einen Teil der

bestehenden Kreis- und Gemeindevertretungeii aufgelost und durch
Kominissare ersetzt, nachdem es. sich bei den Volkstagswahleii am

28. Mai 1933 gezeigt hatte, dafz die alten Vertretungen dem
Volksivillen nicht mehr entsprachen. Hiergegen hatte die Opposition
beim Völkerbund Einspruch erhoben. Wenn setzt die RSDAP.
von sich aus die Reuwahl der beiden Kreistage verfugt. so tut sie
das in der Gewißheit. bei den voraussichtlicham 28.»,Rovemberstatt-
findenden Wahlen eine Mehrheit gewinnen zu konuen. die ·d·ie
Übereinstimmung der Bevölkerung mit der Politik
der Partei schlagartig beleuchtet. Es kommt bei dieser
Wahl darauf an. dem Auslande zu zeigen»dakzdie Opposition in

Danzig nur noch ein kläglicher und in sich uneinheitlicher griesgrämiaer
Haufen ist. der nicht das Recht hat, im Ramen des Danziger Volkes

zu sprechen.
.

Die Entwicklung des Wahlkampfes verspricht recht interessant zu
werden. Die Opposition mufz ietzt. aus ihren Schlupflöchern heraus.
Auch die sogenannten Deutschnationaleii lso etwas gibt es in
Danzig nochl) sind wieder aufgetaucht. Sie haben sich mit dem
Zentrum. dieser durch häufige Landesverratsfälle übel kompro-
mittierten Partei. zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammen-
gefundeii, die als ,»E h.ristlich-Rationale Liste«. in den
Wsahlkampf zu treten gedenkt. ön einem Aufruf dieser neuen Partei-
erfindung heifzt es. dafz es bei den fälligen Wahlen von besonderer
Bedeutung und nötiger denn se sei, die »auten Ideen« der anderen
Parteien für das so hart bedrängte Staatswesen nutzbar zu machen.
Mit besonderer Betonung wird in dem «W—ahlaufrufzum Ausdruck
gebracht, dafz die Arbeits-gemeinschaft »für eine echt christliche und
deutsche Vertretung« in den Gemeinden und Kreisen eintreten will.

Dek LOJUUgskuffür die aufgestellten Wahllisten der vereinigten Pak-
teien wird heifzen: »Für Wahrheit, Recht und Freiheit, für Volk und
Vaterlandl«

-

» ·

Landesverräter an der Arbeit.
ön letzter Zelt bat es sich in Danzig als· notwendig erwiesen, eine

Reihe VOU Musen Ullichödlkkbzu machen. die es darauf abgesehen
hatten, Unruhe lM Danziger Freistaate zu stiften und Polen gegen die
Dsklikgek VSAIEVUUAOUiZUPUkichen. Einer dieser notorischen Landes-
Verräter ist der Redakteur der marxistischen ,,Volksstimme«,
T h o m a t. Unter dessen Führungfand kürzlicheine ,,sportliche«Ver-
anstaltung statt. die oon einigen hundert Marxisten zueiner politischen
Demdnittativn benutzt«wurde. Thomat wurde vom Schnellaericht zu
zwei Monaten und emer«WvcheGefäonis .ve«rukteiit,da ihm nach-
gewiesen wurde, dafz er einen unengemeldetenpolitischen Umzug eines
marxistischen Turnoereinssorgamsiert und geführt hatte. Auszer ihm
wurde eine Anzahl von Teilnehmern ebenfalls mit sGefängnisstrafen
aus gleichem Anlasz belegt.

v

«

—

Auch ein anderer Fall ist für die Geistesverfassung der zum cNational-
sozialismus in Opposition stehenden Gruppen äußerst bezeichnend: Der
Fleischermeister Dröwke, ein Danziger»Staatsangehöriger,wurde wegen
vollendeten Landesverrates verhaftet. Gegen ihn war eine Anklage
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und wehrtsich
wegen Verstoszes gegen die Polizeivorschriften erstattet worden, was

ihm mifzfiel. Er hat dann aus Rache die Tatsache, dafz seine Ver-

käuferiii eine polnische Staatsangehörige ist, dazu
ausgenutzt, sich mit erlogenen und entstellten Mittei-

liingen an die diplomatische Vertretung der Re-

publik Polen zu wenden mit der Absicht, wesentliche Interessen
des Staates zu beeinträchtigen Er hatte u.a.- behauptet. dafz seine
Verkäuferin von der Danziger Polizei verfolgt und schikaniert worden
sei. Die Tatsache des möglichenEinflusses des Völkerbundskomniissars
und der polnischen diplomatischen Vertretung ist für viele oppositionelle
Kräfte ein Mittel. auf diesem Wege ihre ungerechten Siachewdurchs
zusetzen. Es ist sogar vorgekommen, daß ein marxistischer
Senator a. D., der das wichtige Amt des obersten Polizeiherrn

von Danzig innehatte, sich auf Grund seines»polnisch· klin-

genden Raniens zur polnischen Minderheit be-

kennen wollte. uiu für sich Vorteile gegenüber dem

Danziger Staat herauszuholen.

Falsch verstandeue Verständigung.
Der ,,Pr-ze-glonsd Pols"ki«. ein Pctsener

Regierungslager stehenden polnischen Zugend, hat kürzlich eine

Danzig-Sondernummer herausgebracht Das ist an sich
kein besonders bemerkenswertes Ereignis. Zedoch wird die Ve-

deutung der Rumnier dadurch gehoben, dafz der diplomatische Ver-
treter Polens in Danzig, Dr. »Papäe, ihr ein Geleitwort voraus-

geschickt hat, wodurch er sich mit dein Inhalt des Blattes identifiziert.
ön den verschiedenen Artikeln wird immer wieder die glücklich in

Angriff geiivmmeiie Annäherung zwischen Danzig und Polen hervor-
gehoben. Es scheinen jedoch in mancher Hinsicht bei den Verfasserii
dieser Artikel noch recht bedenkliche Vorstellungen über Danzig-er
Angelegenheiten zu herrschen. Richt nur die gegenwärtige Lage des
Dsanzigspolnischeii Verhältnisses, sondern auch die rechtlichen Grund-

lagen der Existenz der Freien Stadt werde-n in völlig falscher Per-
spektive gesehen. Zu einem Artikel heifzt es z. B., nachdem zuvor
die Erklärung des Gauleiters Forsters über den Friedeiiswilleii und
die Vertragstreue der Danzig-er natioiialsvzialistischen Führung zitiert
worden sind: »Diese Erklärung mufz als- aufrichtig angesehen werden.
Dafür spricht auch die bisherige Tätigkeit der Hitlerleiite in Danzig.
Rsichtsdestbweniigerinufz bemerkt werden, dafz die praktische
Verwirklichung der uiiterfchriebenen Verträge
von Danziger Seite noch völlig unzulänglikh ist.
Das beziehtsich hauptsächlich auf die Rechte der Polen im
Gebiete »der Freien Stadt. vor allen Dingen in der Frage
des Schulwesens . Danzig hat heute nur zwei Wege
zur Wahl: den Untergang, falls es gegen Polen auskämpfen
wollte, oder aber die günstige Entwicklung unter Polens Ob-
h ut. Von den Danzigern selbst hängt es ab. was sie wählen wollen«
Gegen Danzig wird hier also einmal der Vorwurf mangeln-
der Vertragserfüllung erhoben. .ei·ii Vorwurf, dier ganz
offensichtlich nur aus taktischen Gründen erhoben wird, d. h.
aus dein Bestreben heraus, grundsätzlich im iiier mehr zu

fordern, als bisher schon erfüllt worden ist. Und weiter wird
hier der Begriff der Verständigung, wie sie von polnischer Seite auf-
gefaszt wird, auf eine recht bedenkliche Entweder-Oder-
Formel gebracht: Und willst du nicht mein Bruder sein, so schlag ich
dir den. Schädel ein.

In einem anderen Artikel derselben Ruinmer des ..Przegloiid
Polski« sind u. a. folgende Sätze zu lesen: »Wie daraus hervorgeht,
sind die Rechte, die auf dem Gebiet der Gesetzgebung, der Ver-
ivaltung und. ider Kontrolle Polen im Verträge von Versailles und
in der Pariser Konvention zuierkannt sind. sehr weitgehend und
erinnern an die im Völker-recht übliche Einrichtung eines Staats-
protektorats. Das gesamte Verhältnis der Freien Stadt Danzig zu
Polen hat vieles, was an eiii solches Protektorat erinnert. Ein
polnisscher Völkerrerhtslehrer hat dieses Verhältnis als ,admini-
stratives Protektorat’ bezeichnet. Die oberste Gewalt in
der Freien Stadt Danzig ist aufgeteilt zwischen den verfassungs-
mäfzigen Organen der Freien Stadt. Polen und dem Völkerbund.«
Bei einer solchen Betrachtungsweise des Verhältnisses zwischen
Danzig und Polen ist offenbar der Wunsch der Vater des Gedankens
gewesen. Dem tatsächlichen Zustande entsprechen die-se Ausführungen
nicht. Polen hat« keine Souveräiiitätsrechte in Danzig. die den
Charakter der staatlichen Selbständigkeit der Freien Stadt in Frage
stellen. Die Hervorkehrung polnischer Souveräiiitätsansprüche ist nur

geeignet.—den geschlossenen Widerstand dieses deutschen Staatswesens
wachzurufen. ,Weii·n es Polen wirklich aufs eine Ver-
ständigung mit Danzig ankommt, dann läfzt es

solche anspruchsvolle Gedankenspielerei am

besten beiseite. Für die Tatsache eines ,,administr-ativen Pro-
tektvrats« sind weder im Versailler Diktat, noch in der Pariser Kon-

vention, noch im Warschauer Abkommeii oder in einem anderen
Vertrage irgendwelche Anhaltspunkte zu finden. Dafz in einer der

Verständigung gewidmeten Sondernummer eines polnischen Blattes
solche in der Zeit des offenen Kampfes zwischen Danzig und Polen
häufig vorgetragenen Thesen erneut aufgestellt werden, beweist.
ebenso wie die gegen Danzig gerichtete, oben wiedergegebene Drohung.
dafz man in Polen noch immer nicht gelernt hat, die Begriffe Ver-
ständigung unsd Unterordnung mit der notwendigcn Exaktheit ovii

einander zu unterscheiden.

Organ der im
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Eiland-Woche
Religionsunterricht in deutscher Sprache.

»

Durch eine Verfügung des Unterrichtsministe-
riums ist das Warschauer EvangelisschsAiigsburgische Konsistorium
iinter Leitung des als deutschfeindlich bekannten Generalsuperintens
denten Bursche gezwungen worden, einen vor mehrere-n Jahren
ergangenen Erlasz zu ändern, durch den es die Erteilung des

Religionsunterrichts für Kinder deutscher Natio-
nalitat an öffentlichen Volksschulen in deutscher
Sprache seinschränken wollte. In der Entscheidung des Unterrichts-
ministeriu.ms, die bereits am 12. Juli 1934 herausgekommen. aber
erst am 17. Oktober voin Wiarschauer Konsistorium an die Pastoren
weitergeresicht worden ist, heifzt es u. a.:

»Das Ministerium erblickt keine Hindernisse, die sich
der

«
Erteilung des evaiigelisch-aug-sbu.rgischeii

Religioiisunterrichts für Kinder deutscher Natio-
iialität in öffentlichen Volksschnlen in deutscher
Sprache in den Weg stellen würden, falls die Eltern der

Kinder einen diesbezüglichenWunsch äufzern. Das Ministerium er-

klart sich auch damit einverstanden, dafz a uf Wunsch de r

Eltern den Kindern deutscher Nationalität Lese-
unterricht in deutscher Sprache erteilt wer·de.«,

Es wsrd ferner betont, dafz es inach einer Verordnung des
Unterrichtsministeriums vom il. Oktober 1926 gestattet ist, Schriften.
die. für den evangelischen Religionsuniterricht bestimmt sind. in
gotischen Lettern zu drucken. Daraus geht hervor, dafz der Lese-
unterricht nicht nur in deutscher Sprache. sondern auch in gotischer
Schrift erteilt wird, in der Schrift, in der Bibeln, Katechismen und
Geisangbiicher ausnahmslos gedruckt sind. So ist nun auch in Kon-
grefzpolen der Weg frei für den deutschen Leseunterricht, der die
notwendige Grundlage fsür einen erfolgreichen Religionsunterrichi
bildet. Zm Gebiet der unierten evangelischen Kirche
hatte das Bromberger Gerichtsurteil im Schubiner Kindergottesdienst-
prozefz des vorigen Jahres eine ähnliche Entscheidung gefällt, in dem es

ebenfalls deutschen Lesennterricht, der die Voraussetzung fiir den Reli-

gionsunterrichtdarstellt. nicht als strafbar beurteilt hatte. Die »Lodzei«
Freie Presse« gibt der Hoffnung Ausdruck, dafz die unteren Schulbehördeii
die Verfügung des Ministers voll und ganz ausführen werden, und fordert
die deutschen Eltern auf. Religionsunterricht und Leseunterricht in

deutscher Sprache für ihre Kinder zu verlangen. Mit der Verordnung
ist endlich eine Erleichterung erreicht worden, um die schon lange Jahre
vergeblich gekämpft wurde. Die berechtigten Forderungen der deutschen
Volksgruppe werden durch sie freilich noch lange nicht völlig erfüllt.

Die polnische Sprache in der Gemeindevertretung
Das polnische Innenministeriuin hat einen Runderlasz an die »Ver-

ivaltuiigsbehörden gerichtet, der fiir die völkischen Minderheiten in
Polen von erheblicher Bedeutung ist. Rach der geltenden Wahl-
ordnung können Abgeordnetenniandate in den Selbst-
verwaltungskörpern nur von Personen ausgeübt
werden, die der polnischen Sprache in Wort und

Schrift kundig sind. Diese Bestimmung ist in vielen Fällen
außerordentlich streng aufgefaßt worden. Der jetzige Runderlafz be-

stimmt, dafz die Unkenntnis der politischen Sprache in Wort und Schrift
in zweifelloser Art festgestellt sein müsse, um ein- Mandat

unmöglich zu machen. Wenn das betreffende Mitglied in einer Selbst-
verwaltunaskörperschaft orthographische oder arammatische Fehler
mache. so sei das nicht ausreichend. um ihm das Mandat zu entziehen.
Das Gesetz dürfe nur angewandt werden gegenüber Personen. die eine

völlige Unkenntnis der polnischeii Sprache aufweisen.

Bilanz des deutsch-polnischenTouristenverkehrs.
öm Krakauer ,-ölustrowany Kurier Eodzienny« iourde auf Grund

halbamtlicher Angaben eine Bilanz des bisherigen deutsch-Politischen
Couristenverkehrs veröffentlicht. Danach sind bisher im Jahre 1934
mit den verbilligten Sonderzügen 11985 Personen aus Deutschland
nach Polen gekommen; sie haben sich in Polen 12705 ,.Couristentage«
aufgehalten, was einem Gesanitumsatz von etwa 204 000 R«M. gleich-
kommt. Soiiderzüge aus Deutschland sind gefahren: Viermal nach
Krakau. dreimal nach Cschenstochau, ziveimal nach Warschau und ein-
mal nach Zakopane. Es sind 3331000 »Eouristenskilometer« zurück-—
gelegt worden« Aus Polen nach Deutschland sind in derselben Zeit
nur 4030 Couristeii gekommen. Doch wird die Zahl der ,.Couristentage«
auf 18420 geschätzt,was einem Gesamtumsatz von etwa 700 000·Zloty
(= etiva 330 000 R·M.) gleichkommt. Auf deutscher Seite haben die

Züge mit polnischen Couristen 5013625 »Couristenki.lometer« zurückx
·

gelegt. Rach dieser Aufstellung sind also zivar mehr deutsche Evurilten
in Polen, als polnische in Deutschland gewesen, doch ist die Bilanz
trotzdem, da sich die polnischen Couristen im allgemeinen länger in
Deutschland aufgehalten haben für dieses aktiv. Durch die

deutsche Devisenlage wird der deutsche Couristenverkehr nach
Polen stark behindert.

Deutsche Handelskammer für Polen.
Die ,,Deutsch-polnische Handelskammer« in Breslau ist im Zu-

sammenhang mit dem deiitsch-polnischen Kompensativnsabkommen vom

II. Oktober zu wichtigen Funktionen ausersehen worden. Sie wird
der Reichsregierung bei der Durchführung des Abkommens als Ver-
trauensstelle dienen. Den veränderten Umständen Rechnung tragend.
wird der Rame der Kammer in »«Deutsche Handelskanimer
für Polen« geändert. Zur Wahrnehmung der im Abkommen zu-
geteilten Aufgaben wird die Kammer einen ständigen Beauf-
tragten nach Warschau entsenden. Die Kammer wird- sich
iiber den Rahmen des deutsch-polnischen Kompensationsabkommens hin-
aus in Zukunft auch mit der Vermittlung privater Kom-

pensationsgeschäfte befassen. Hierfür ist geplant. bei der
Zweigstelle der Kammer in Berlin, RW5, Dorotheen-
strafze 1·1, eine Kompensationsabteilung einzurichten.

Aus der evangelischenKirche vertrieben.

»

ön Ezerwionka (Ostoberschlesien) besteht seit 1926 eine Kapelle.
die desni dortigen Teil der evangelischen Gemeinde Rijbnik von der
Generaldirektion der Grube Ezerwionka für Gottesdienste, Bibel-
stunden und sonstige kirchliche Veranstaltungen zur Verfügung ge-
stellt worden war. In den ersten Jahren wurden dort ausschliess-
lich deutsche Gottesdienste abgehalten. Vor etwa fünf
Jahren wurden dann auch, da evangelsische Polen zugezogen waren,

polnische Gottesdienste eingeführt. Allen sprachlichen
Wünschen wurde von der Gemeinde Rybnik, Idie in der Filialgemeinde
Ezerwionka einen zweisprarhigen Vikar anstellte, in weitgehendstem
Maske entsprochen. Eint-gen a u s K o ii g rse fzp o le n zu g e w a n -

derten Elementen aber genügte diese Regelung nicht. Sie
forderten eine völlige Polonisierung des Gottesdiienstes und sie er-

reichten es schliesslich auch, dasz die Grubenverwaltung die
Kapelle der evangelischen Gemeinde entzog und dem

»Verein der evangelischen Polen« übertrug. Es ist dies der erste
Fall, diafz in Ostoberschlessien in dieser gewaltsamen Form in das Leben
einer evangelischen Gemeinde ein-gegriffen wurde. Von seiten der
Unierten Evangelischen Kirche in Ostvberschlesien wird darauf auf-
merksam gemacht, dafz der »Verein der evangelischen
Polen« sich durch sein Vorgehen aufzerhalb ihres Verbandes ge-
stellt hat nnd als der evangelischen Kirch-e augsburgischen Bekennt-

nisses in Warschau zugehörig zu betrachten ist. .

Die deutschen Filme und der Krakauer ,,Kurjer«.

»

Die Tatsache, daf- in letzter Zeit einige deutsche Eonfilme
in Polen aufgeführt worden sind, hat die ganz Unentwegt-m
unter den polnischen Patrioten auf die Beine gebracht. Früher haben
sie, wenn ein deutscher Film gezein wurde. Radauszenen veranstaltet.
Heute müssen sie sich auch im Reiche Grazynskis etwas mehr Zurück-
haltung auferlegen. Aber sie lassen doch ihre patriotische ,,Bolksseele
kochen«, und sie beginnen bereits wieder ihre Agitation gegen die —

Germanisierung. Und auch die Presse öffnet wieder ihre für solche
Gedankengänge stets sehr empfänglichenSpalten. So war im Krakouer

,,Zlustr. Kuri. Eodz.« kürzlich eine Zuschrift aus Königshütte
(Ehorzow) zu lesen:

«

»Seit einiger Zeit geschehen in Oberschlesien unangenehme Dinge«,
heifzt es darin. »Die hiesigen Lichtspielhäuser, insbesondere diejenigen
in Ehorzow, beginnen, übermäfzig viel (l) deutsche Filme
vorzufiihren. Das ist für das hiesige Gebiet eine sehr
gefährliche Erscheinung Durch das Lichtspielhaus nämlich
dringen in die hiesige Bevölkerung (in die breitesten Massen) die

deutsche Sprache. deutsches Lied und deutsche Sitte. Die Polonisieruni
des hiesigen Gebiets liegt aber noch in weiter Ferne. Wir haben den

Eindruck. dsafz die hiesigen Lichtspielhausbesitzer der stillen deut-

schen Politik zur Hand gehen und zielbewufzt eine so grofze
Zahl deutscher-Filme einführen. Die maßgebenden Stellen der Staats-
politik haben sich mit dieser Angelegenheit noch nicht befaszt. Wir

sind fest überzeugt. dasz durch die Aufwerfung dieser Frage in öhrem
Blatt die eingeschläferte Aufmerksamkeit der Polen aufgerüttelt wird.
Bösenn man erwägt. wie die Russen die Kinofrage behandeln. die sich
davon Rechenschaft abgeben. was das Kino für die Massen ist. so
muß man bedauern. dafz wir der Tatsache gegenüber gleichgültig sind.
dafz auf dein Gebiet Oberscblesiens, ivv uiii die polnische Seele gekämpft
werden muss, der deutsche Film ohne Einschränkung (l) sich ausbreitet
nnd in beispielloser Weise (l) die Massen des Arbeiterproletariats
germanisiert (l).«

Die sprichwörtlichepolnische Gastsreundschast.

Wie der sozialistische.,Robotnik« vom 2. Oktober berichtete
hat das Bezirksgericht Warschau den Abraham Faigenberg
freigesprochen., der anläszlich des Besuches von Minister Gvebbels in

Warschau öffentlich Plakate angeklebt hatte, die die Aufschriflt
trugen: »Rieder mit dem faschistischen Hunde Goebbels. Es ljebe
die Solidarität des Proletariats im Kampfe um die Befreiung des

Genossen Chälmannl« Der Rechtsanwalt KarnioL der Ver-
treter des Angeklagten, machte geltend. dan das polnische Strafgesetz
die Vertreter fremder Staaten nicht schütze. Es könne in diesem
Falle nur Minister Gvebbels .,als Prioatskläger wegen Berleumdung
klagen«. Das Gericht schlosz sich dieser Auffassung an.



Lux- -

Grzendzinfkiund der ,,Ostbund«.
Kürzlich fand eine Versammlung der Warschaiier Gruppe des pol-

iiischen Westmarkenvereins statt, in der deren Vorsitzenden ein gewisser
Grzendzinski seine geringe Vertrautheit mit der geschichtlichen Ent-
wickluna der deutfclzspolnischen Beziehungen und dem heutigen Stande

KriegerBeziehungen bewies. Einem Bericht des ,,Kurjer Warszawski«
zu vlge (20. Oktober) soll Grzendzinski seinen Zuhörern u. a. folgendes
erzählt haben: Die deutsch-polnischen Beziehungen hätten seit dem
6. Jahrhundert n. Ehr. in der »kultu"rellenUnterdrückung des Slaweii-
tums zwilchen Rhein (l) und Oder durch die germanischen Völker«
bestanden. Siehätten unter dem Zeichen des Kampfes gestanden, in
dem Polen die Rolle eines »Schutzwalles gegen den cMarsch der
Germanen nach Osten« gebildet hätte. Gelegentliche Biindnisse mit
dem Kaiser, dem Deutschen Orden oder dem Kurfürsten von Branden-

burg hätten an der Tatsache des ständigen Kampfes nichts zu ändern

vermocht, und Preufzen hätte schlieszlich »die Initiative zur Teilung
Polens« ergriffen. Dann heifzt es weiter in dem

Jessebericht
über

diesen ,,tiefschürfenden«Vortrag: »Bei der Wiedera richjung Polent-
nach dem Weltkriege sind in unseren wiedererlangten Westgebieten viele
fremdartige Bestandteile, zahlreiche Spuren der früheren Germani-
fierung verblieben . Jetzt haben wir in unseren Weftgebieten die

Positionen wiedererlangt. die ivir mit den Teilungen verloren hatten-
ön diesem Stadium hält der Westmarkeiiverein seine Arbeit jedoch
nicht für beendet; diese Ausgabe mub neu durchdacht und neu ge-
regelt werden« Um seinen Zuhörern die ,Unentbehrlichkeit« des West-
miarkenvereins. der übrigens in nächster Zeit in gewisser Hinsicht um-

gefvrmt werden soll, zu beweisen. verwies der »sachkundige«Vsorsitzende
der Warschauer Gruppe dieses Verbaiides auf die Tätigkeit des .O»«st-
bundes« in Deutschland. In dem erwähnten Pressebericbt heilzt es

hierüber wörtlich: .(5m Vergleich mit der deutschen Organisation
,Ost-bund.·sind unsere Kräfte sehr lkhtkab - Die Organisation des Welt-
markenverbaiides zählt im ganzen Lande kaum 40«000 Mitaliedor,
während der ,Ostbund’ allein in Berlin 700000 Mitglieder zählt (ll).
Es ist also dringend erforderlich, dafz die Staatsbiirger den Ernst des

Augenblickes verstehen und zahlreich in die Reihen des Westmgrkeii—-
oerbandes eintreten.« «

Der Schmuggel an der deutsch-polnischenGrenze.
Der Schmuggel an der deutsch-polnische« Grenze hat einen un-

geheuren Umfang angenommen. Alle Bemühungen der polnischen Zoll-
behörden. den Schmuggel einzudämmen,sind bisher ergebnislos gewesen.
Tagtäglich wird von Zusammenftöfzen der Schmuggler mit der Grenz-
pvlizei berichtet. wobei die Polizeibeamten von der Schufzwaffe rück-
sichtslos Gebrauch machen.·Sehr oft sind es nur Kleinigkeiten. wie
ein paar Südfrüchte, fur die die Schmuggler — meist Arbeitslose —

ihr Leben aufs Spiel sehen- DUkkblkhUIttlirh werden im

Monat an die tausend Schmuggler festgenommen und

für 50 000 Zlotn Schmuggelware beschlagnahmt. Beim Bezirks-
gericht in Kattoivitz sind zur Zeit 2000 Prozesse
gegen Schmuggler anhängig, die sämtlich erst in diesem Jahr
eingeleitet ivorden sind.

Geringer Postverkelzrin Polen.

Wie man errechnet hat, entfallen in Polen auf einen Einwohner
im Laufe eines Jahres 22 Briefsendungen und 6 Zeit-
schriftensendungen. Das sind ungewöhnlich niedrige Ziffern.
Polen nimmt in dieser Hinsicht eine der untersten Stellen in

Europa ein. Schlechter steht es mit der Postbenutzung durch die
Bevölkerung lediglich in Ruleand und in einigen Balkanltaaten. Man

hofft in Polen, dasz die Senkung der 'Posttarife. die mit dem
t. Oktober d. J. erfolgt ist. zu einer Besserung der Verhältnisse bei-

tragen wird.

Eine »unklugeDemonstration«?

ön Kattvwitz gibt es eine Polnisch-tschechvsloivakische
Gesellschaft, die es sich zum Ziel gesetzt hat, das gegenseitige
Sichkennenlernen und die Annäherung der beiden Rationen zu fördern.
Der Vorstand dieser Gesellschaft hat nun auf seiner letzten Sitzung
folgenden Beschlufzgefafzt und dem tschechischen Konsulat in Kattowitz
zur Kenntnis gebracht: »Mit Rücksicht auf die Zuspitzung der

polnisch-tschechischen Beziehungen sieht der Vorstand
der Gesellschaft kElUV Möglichkeit mehr, die Ziele der

Gesellschaszu verwirklichen Aus· diesem Grunde stellt
die TGefellschaft»ihre.Tätigkeit ein bis zu dein Tage, an dem die

Beweggründe fur diesen Beschlufz in Wegfall kommen.« Die Ge-

sellschaft gehört zu den mancherlei Organisationen ähnlicher Art, die
vor einigen Jahren entstanden,ihre Entstehung aber weniger einer tat-

sächlichen Annäherung zwischen Prag und Warschau sals der gemein-
samem Gegnerschaft gegen Deutschlandverdankten. Diev ,.Pvlvnia«,
das Blatt erfantgs bezeichnetden-jetzigenBeschlufz des Vorstandes
als eine-,.u nk l u g e D e m o nlt ra t i o n«. »Uns will scheinen«.schreibt
das Blatt, »als ob der gesunde «J2stienschenverstandaus dem angeführten
Grunde eine um so lebhaftere Tatigkeit der Gesellschaft empfehlen sollte.
Wir erfüllen die Bitte der Gesellschaft (um Veröffentlichung ihres
Vorstandsbeschlusses) und berichtenvon deren ,,wichtigem«Beschlufz, weil
wir Leute nicht behindern mogen, die sich um jeden Preis —- blo-
inieren wollen«
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Dr. Schubert, Grune — Bevollmächtigterbei Pleß.

Rach der Vlerhaftung des Generaldirektvrs der Plefzsrhen Unter-

nehmungen, Trencza k, durch die polnischen Behörden, ist der ökono-
mierat Dr. Schubert aus Grune bei Lissa zum Bevollmächtigten
der Plefzschen Verwaltung ernannt worden. Dr. Schubert sollst-e am

t. Osktober die Leitung der landwirtschaftlichen Verwaltung des Fürsten
von Plefz übernehmen. konnte diesen Posten jedoch wegen der Ver-

hängung der Zwangsoerwaltung nicht mehr antreten. Er gehörte
bisher zu den mafzgebeiiden Männern der deutschen Landwirtschaft
in der ijewvdschaft vaen. ön den ,,Deutschen Wissenschaftlichen
Blättern in Poten« ist vor einigen Jahren von ihm eine gröfzere Arbeit
über die Landwirtschaft in Posen und Pommerellen erschienen.

UnentgeltlicheDorfbiichereien.
Die ,,Militärische Vorbereitung unter den Post-

beamten« hat beschlossen, in den kleinsten Postanstalten, den so-
genannten Agenturen, die über die Dörfer verstreut sind, Wander-

büchereiew einzurichten, die der Laiidbevölkerung unent-

g e l t l i ch zugänglichsein sollen. Die erste Gruppe von 100 vollständigen
Büchereien in dieser Art ist bereits den Postagenturen in den Wojewod-
schaften Wilna. Lemberg, Lublin, Wolhgniem Polesien, Tarnopol, Stanis-
lau und Bialgftok überwiesenworden, ivv sich die Mitglieder der »Min-
tärischen Vorbereitung unter den Postbeamten« ehrenamtlich mit
der Verteilung der Bücher unter die Lansdbevölkerungbefassen. Jede
dieser Büchereien enthält 35 volkstümlich gehaltene Bücher, vor

allem solche, die sich mit der Geschichte des polnischen Unabhängig-
keitskampfes, mit dem »polnischenMeer, also mit der Korridorfrage,
sowie mit sragen der Landwirtschaft, der Industrie. des slugwesens
u· dgl. befassen. Die Büchereieii sind als Wanderbüchereien gedacht,
die alle Vierteljahre ausgewechselt werden· Ihre Er-

richtung ist das Werk der Mitglieder der .,Militärischen Vorberei-
tung unter den Postbeaniten«, sdie einen bestimmten Teil ishrer ständi-
gen Mitgliederbeiträge zu diesem Zwecke verwendet.

Bilanz der Hochwasserkatastrophe.

·

Die endgültigen Angaben über die Zerstörungen, die durch die

Hochwasserkatastrophe dieses Sommers in West-
galizien und. Kongrefzpolen angerichtet worden sind, liegen
jetzt vor. öm ganzen wurden 1300 Ortschaften in Mitleidenschaft
gezogen. ·3000 Hauser wurden zerstört. An 40 000 Häusern sind mehr
oder weniger umfangreiche Erneuerungsarbeiten auszuführen. Von der

Gewalt des Wassers wurden 176 Brücken fortgerissen, 244 weitere

Brncken wurden beschädigt (eine dieser s. Z. beschädigten. aber noch
nicht wiederhergestellten Brücken ist kürzlich unter der Last eines mit

siebenPersonen besetzten suhrwerkes eingestürzt, wobei zivei Personen
getotet und drei weitere schwer verletzt worden sind). 59 Kilometer
Strafzen wurden-völlig vernichtet; weitere 10«2"Kilometer müssen un-

bedingt erneuert werden. 62 Menschen. vor allein in Reu-Sandez.
Aeumarkt und Tarnow, kamen bei der Hochwasserkatastrophe ums

Leben. Die Zahl der Menschen, die ihr Hab und Gut verloren haben,
und mindestens his zur nächsten Ernte durch das hierzu bestimmte
Hilfskomitee erhalten werden müssen, beläuft sich auf 110000, darunter
40 000 Kinder.

Reiter politischer Botschafter in London.

Der bisherige ständige Vertreter Polens beim Völkerbund, Graf
Edward Raczynski, wurde zum Botschafter in London ernannt.

Er tritt dort an die Stelle des Grafen Skirmuiit. der Poken
zwölf Jahre lang inLondon vertreten hat. Racziinski gehört — mis:

etwas über 40 Jahren — noch der jüngeren politischen Generation in

Polen an, zu der auch der Aufzenniinister Beck zu zählen ist. Rach der

Ernennung Lukasiewiczs zum Botschafter in- Moskau. Lipskis zum

Gesandten (jetzt Botschafter) in Berlin und Gaivrvnskis zum Gesandten
in Wien, ist die Berufung Raczynskis nach London ein weiterer
bemerkenswerter Schritt in der Umbesetzung des psolnischen diploma-
tischen Dienstes. Die alten, ehrenhalber in den Aiifzendienst über-
iivmmenen Persönlichkeiten werden Schritt für Schritt von jüngeren
Kräften ersetzt, die »von der Pike auf« den diplomatischen Dienst

durchgemacht, darin Begatunj bewiesen und Erfolge aiifzuioeisen haben.

210 000 KilogrammRohharz geerntet.
Der Arbeitsgau VlII des ZAD (Ostmark) kann für sich

das Verdienst in Anspruch nehmen. als erster in der Harz-
geivinnung eine neue thstoffquelle erschlossen
und damit den Weg zur Unabhängigkeit der deutschen Wirtschaft von

ausländischer Rohharzeinführung vorbereitet zn haben. öm Jahre 1933

wurde der erite Betrieb mit einer Rutzungsfläche von 100 Hektar
eingerichtet und hier 22 000- Kilogramm Rohharz geerntet. ön diesem
Jahre ist die Harznutzung bereits auf fünf Betriebe mit 600 Hektar
ausgedehnt, in denen die Ausbeute 210000 Kilvgramm betrug. Die

Arbeitsfläche ist somit um das Sechsfache. die Ernte fast um das

Zehnfache gestiegen. Wichtiger als dieser Mengeerfvlg ist jedoch die

Feststellung, dafz es gelang, ein Oualitätsharz zu erzeugen, das
den ausländischen Produkten ebenbiirtig ist. In einem
Betriebe wurden sogar 36 Prozent Hellstharz erzeugt. das alle aus-

ländifchenQualitäten übertrifft. Mit Hilfe eines vvin Institut für forst-



liche Arbeitswissenschaft und dem Arbeitsgau VIII gemeinsam durch-
gefuhrten Verfahrens ist eine ganz erhebliche Wert-
steigerung des deutschen Rohharzes erzielt worden. In
dem im vorigen Jahre durchgeführten Betriebe wurde Harz gewonnen,
dessen Pinengehalt (niedrigsiedende, wertvollste Bestandteile des
Terpentinöls) nur 45—55 Prozent betrug gegen 75—85 Prozent der
amerikanischen Gle, so dasz deutsches Rohharz trotz anderer hervor-
ragender Eigenschaften nicht voll konkurrenzfähig war. In diesem
Jahre ist es gelungen, den Pinengehalt auf 82 Prozent zu steigern.
Hoffentlich werden die Schwierigkeiten, die bisher einem grofzziigigen
Ausbau der Harzgewinnung entgegenstehen, beseitigt und die Harz-
nutzung auch auf die übrigen in Frasskommenden Arbeitsgaue aus-

gedehnt. Dreifzig Millionen eichsmark, die bisher für
die Beschaffung von Rohharz ins Ausland wanderten. können erspart
werden und Tausende von deutschen Arbeitern bei der Weiter-
verarbeituiig Lohn und Brot finden.

Notwehr wird bestraft.

·

An die Deutschen in Polen und Poninierellen war vor längerer Zeit
ein Rundschreiben verschickt worden, in dem sie unter Hinweis
auf d.ie antideutschen Bogkottmasznahmen polnischer
Kreise zur Unterstützungdes deutschen Handels und Gewerbes auf-—
gefordert wurden. Wegen dieses Rundschreibens stand jetzt der Leiter
des Thorner Deutschen Sejmbiiros, Paul Frank, vor Gericht. Ihm
wurde vorgeworfen, sich durch die Bserteilung des Schreibens der Ber-

breitung falscher Nachrichten schuldig gemacht zu haben. Der Ber-
teidiger, Rechtsanwalt Spitzer, Bromberg, erbot sich, den Beweis zu
führen. dafz sich die in dem Rundschreiben erwähnten polnischen
Bogkotthandlungen tatsächlich ereignet hätten; und er berief sich dabei
auf mehrere im Original vorliegende Z e i t u n g s a r t i k e l . sowie
auf die J e u g e n a u s s a g e eines in Bromberg wohnenden Arztes.
Der Richter des Thorner Burgaerichts lehnte iedoch die Beweis-
führung mit der Begründung ab, dass Jei ungsnarhrichten an sich kein
Beweis fiir die Wahrheit eines Geschehiiisses sind. Der Staatsanwalt
bezeichnete die ini Rundschreiben enthaltenen Ausführunan schlechthin
als unwahr, ohne freilich diese Behauptung irgendwie zu beweisen. Das
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Gericht verurteilte Paul srank zu drei Monaten Gefängnis
mit dreijähriger Bewährungsfrist und zu 50 Zlotii
Geldstrafe.
Zu wenig nlzalt.

Wie das Revaler Blatt ..Postimees« berichtete. fand vor einiger
Jeit bei dem stellv. estländischenMinisterpräsidenten Einbund eine
Besprechunq über Kultur-s und Bolkstumsfraaen statt. Einbund scheint
sich bei dieser Besprechung recht offenherzig über die — spärlich vor-

handene — estnische Eigenkultur·ausgesprochen zu haben. In seiner
einleitenden Ansprache hat er festgestellt, dafz die Esten auf die Pflege
ihrer Kultur zu wenig Wert gelegt haben: »Wir haben unserer oater——"
ländischen Idee und unserem Bolksgedanken bisher zu wenig
Inhalt verliehen. Bei unserer Jugend bemerken wir. dasz ihr ein
klares Ziel und ein klarer Geineinschaftswille fehlt. Auf deni Gebiet
unserer Kultur und Kunst haben wir bis jetzt h a up t s ä ch l ich r e i n e

Kritik geübt. Jetzt aber erkennen wir. dasz blofze Kritik und

bloszer Kampf nicht aufbauend wirken . . Ein grofzer Teil unserer
Ortsbezeichnungen stammt nicht von uns. Ebenso sind viele andere
Bolkstunistraditionen bei uns sehr dürftig... Wenn
wir beginnen mit unseren gröfzten Gebäuden und enden mit dem klein-
sten Bahnhof im Petschurgebiet — finden wir dort unsere Kultur,
unsere Tradition? Unsere Kultur befindet sich genau auf derselben Stufe
wie vor 15 bis 16 Jahren. Womit haben unsere Bolkskunst und
unsere Bsolkstradition unsere Schulen"auf dem Lande verschönt? Mit

gar nichtsl Auch auf anderen Gebieten macht sich das s e h l e n e i n e r

Bolkstradition bemerkbar. Der Staat hat es unterlassen, die

schöpferischenKräfte auf dem Gebiet der Sprache, des Schrifttums und
der Kunst im Sinne der Bolksseele zu aktivieren; er hat es zugelassen,
dasz niederreifzende Kritik und Einzelinteressen sich breitmachten.« —-

Herr Einbund ist der Meinung, dafz das anders werden müsse. Und
er gedenkt in der Pflege der estnischen Bolkskultur beifpielgebend
voranzugehen: Er hat beschlossen, sich nicht mehr Einbund, sondern
irgendwie estnisch: .,Hellamaa«, vielleicht auch anders zu nennen. Er
will den Ramen seiner Bsäter verleugnen: das gehort dann auch zur
estnischen Kulturl .,Ju wenig Inhalt« —- Herr Einbiindl »Hauptsäch-
lich reine Kritik« — Herr Hellamaal

Das neue SpraFiJigesetzin Estland.
Der von den neuen autoritären Regierungen Estlands und Lett-

lands geigen deutsche Kultur und deutsches Bolkstum geführte Kampf
geht unentwegt weiter. In Revial ist vor wenigen Tagen das längst
angekündigte neue Sprachengesetz von der Regierung verab-
schiedet worden. Es ist der ausgesprochene Zweck dieiser Masznahme,
das Berhältnis zwischen den im Lande vorherrschenden Umgangs-
sprachen der Bevölkerung dem Deutschen und dem Estnischen. zu-
gunsten des letzteren Idioms entscheidend zu beeinflussen und die deutsche
Sprache allein auf den häuslichen Gebrauch innerhalb der deutschen
Bolksgruppe zu beschränken. Wenn in der politisch weniger bewegten
Zeit vor dem Zusammenbruch der alten Welt im grofzen Kriege zahl-
reiche blutsmäszig dem Estentum angehörende Bolksteile sich der
deutschen Sprache bedient haben. wenn aus dem Wirtschaftsleben des
Landes die deutsche Sprache auch heute noch gar nicht fortzudenken
ist. so soll nunmehr mit diesen Erscheinungen endgültig aufgeräumt
werden. Das zur liberschätzung seiner Bedeutung als Kulturvvlsk
neigende Estentum von heute empfindet die geschichtlichgewordene
Stellung des Deutschtunis im Lande als schwer tragbarLja als Hin-
dernis für jede freie Entfaltung- der estnischen Volksseele. Im sein-
zelnen sieht das neue Sprachengesetz die Beseitigung des bisherigen
Rechtes der Bolksgruppen vor, mit der Behörde in der Mut-
tersprache zu verkehren. Dieses Recht behalten nur solche
Einzel-personen die das Estnische nicht beherrschen. Es liegt in der
Ratur der Dinge, dasz es Personen, die der Staatssprache unkundig
sind, unter den Land-esbewohnern kaum geben dürfte. Die Rötigung,
sich der Behörde gegenüber keiner anderen Spracher bedienen. als
der Staatssprache, ist für jeden Ratioiialstaat eine Selbstver-
ständlichkeit. dise einer gesetzlichen Regelung gar nicht erst bedarf,
bedeutet aber für die Bolksgruppen eines Rationalitäten-
staates die Berkiimmerung eines der wichtigsten staatsbürgerlichen
Rechte, nämlich des Rechtes, mit seiner Obrigkeit und mit seinem
Richter in der Muttersprache zu verhandeln. Der Gebrauch der
Muttersprache in den Kulturselbstverwaltungss
körperschaften der Bolksgruppen hängt von den Ausführungs-
bestininiungen ab, die auf Grund des neuen Gesetzes von den zuständi-
gen Ministerien zu erlassen sind und die noch ausstehen. Es sdiirfte hier
wohl alles mehr oder weniger beim Alten bleiben. nur wird wohl
der Deutschen Kulturverwsaltung in Zukunft untersagt sein, sich im
amtlichen Besrkehr der geschichtlichendeutschen Städte-
und Ortsnamen zu bedienen, wie das bisher stets üblich gewesen
ist. Eine neue Regelung soll die Anwendung der Staats-
sprache im Wirtschaftsleben und im internationalen
Berkehr erfahren, aber auch lim Gesellschaftsleben, so
weit öffentlicheBelange berührt werden. Dafz die Sonderverordnungen
der zuständigen Refsortminister auch hier im Sinne völliger Uns-z
duldsamkeit gegen alles Richtestnische abgefaszt sein
werden, geht aus den Richtlinien des Rahmengesetzes eindeutig hervor.
Durch die Bedingtheiten des praktischen Lebens und durch geschicht-
lich gewachsene und lebensberechtigte Traditionen wird, sich der Gesetzjs

geberkeinsesfalls stören lafsen, alle Hindernisse- hinivegzuräumen, die
dem Aufstieg des Estnischen zur alleinigen Landessprache etwa noch
im Wege stehen. Auch das sonst stets mit aufzerster Borsicht behandelte
heikle Gebiet des Wirtschaftslebens wird vor einschneidenden
Maßnahmen sprachpolitischer Art nicht bewahrt bleiben. Die Durch-
führung wird hier einem künftigen Sondergesetz suberlassem
grundsätzlich bestimmt aber bereits das Rahmengesetz die est iiische
Sprache zur alleinigen Geschäftssprache in allen

Wirtschaftsbetrieben des Landes. Dieser Grundsatz be-

deutet, dafz von heute auf morgen in zahlreichen Betrieben und

darunter in Groszbetriebem die zu den wichtigsten des Landes gehören,
eine Umwälzung eintreten mufz, die nicht nur deutschersesits als überaus
lästig und störend empfunden werden wird. Zu den Betrieben mit

deutscher Gesschäftssprache gehören auszer einigen Grofzbanken mehrere
repräsentative In-dustriewerke. die über die Grenzen des Landes
hsinaus bekannt sind. Richt nur die zahlreichen Betriebe deutschbalti-
scher Unternehmer gehören zu dieser Kategorie. sondernauch solche
Wirtschaftsesinheiten, in denen internationales Kapital arbeitet, das
von allen estnischen Wirtschaftspolitikern bisher noch stets als will-
kommener Gast im kapitalarmen Bauernland betrachtet worden ist.
Man begreift ohne weiteres. dsasz Betriebe. in denen ausländsische
Gelsdgeber maszgebend sind, die einzige Weltsprache, die im Lande

gesprochen wird, als Geschäftssprache annehmen musztem da es wohl
viele Engländer oder Skandinavier gibt. die das Deutsche beherrschen,
sicherlich aber keinen einzigen, der Estnisch kann. Wenn»nun alle

deutschsprachigen Wirtschsaftsbetriebe auf die tstaatsspracheUbekgehen
msüssen— man spricht davon, dafz das bereits am. »t.Januar 1935
der Zall sein wird — so werden weiterhin alle diejenigen Ange-
stellten und Arbeiter brotlos «werden,die den libergan
infolge Unkenntnis des Estnischen n-icht·mitmachenkönnen. Das sin
vor allen Ding-en nahezu sscimthche Ausländer, die in

Estland ZUk Zeit ihr Brot verdienen.»DieBeschäftigung von Aus-

ländern, an sich schon durch ein AuslandersArsbeitsgesetz äuszerst erk-

schwert, wirsd nach Inkrafttreten des Sprachengesetzes überhaupt nicht
mehr möglichsein. Es wird darin ja wohl Sache der übrigen europäis
schen Regierungen sein, sich dafur zu interessieren, wieweit Esten Brot
und Arbeit in ihren Ländernfinden. während der Aus-länder in Estland
schlechterdings überhaupt keine Tätigkeit als Lohnempfänger mehr
ausüben kann. Insbesondere wird auch das Deutsche Reich dieser
Frage Aufmerksamkeit schenken müssen.zumal es in Deutschland dank
einer duldsameren Gesetzgebung mehr estnische Lohnempfänger gibt als
in Estland Reichs-deutsche Rbs.
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In dise Falle gelockt.
.

Das illegale Direktorium Reisgys hat eine Prüfungskommission
damit beauftragt, Sprachprüfungen in litauischer
Sprache für Beamte und Angestellte des Memelgebietes vorzu-
nehmen. Zu diesem Zweck wurden am 16. Oktober 25 memel-

ländische sorstbeamtedienstlich nach Pogegen bestellt, dort
aber verhaftet, iveil sie »e1ne vom Kriegskommandanten nicht ge-
nehmigte Versammlung organisiert« hätten.

T atsach e ist folgendes: Als sich die sorstbeamten in den Räumen
des litauischen Progymnasiums zur Prüfung versammelt hatten, er-

klärte der eine Teil, die Prüfung ablehnen zu müssen, weil er die
litauische Sprache ausreichend beherrsche. Dafür wurden entsprechende
Urkunden beigebracht. Ein anderer Teil der Beamten gab an, dafz
eine Sprachpriifung zwecklvssei, da die in srage kommenden Beamten
die Sprache noch nicht beherrschten. Als die Beamten daraufhin
Pogegen verlassen·undsich auf den Rückweg machen wollten, ivurden

sie»durch einen litauischenOffizier mit sechs Soldaten und einer
grofzeren Anzahl litauischer Grenz- und politischer Polizeibeamten ver-

haftet. Sie wurden in das Bahnhofsgebäude und zum Teil in das

litauische Schulgebäude transportiert und dort vernommen. Auf die

Anschuldigung,,.e.inevom Kriegskommandanten nicht genhmigte Ber-
sammlung organisiert«zu haben, erklärten sie, dafz sie nicht freiwillig
und auf eigene Veranlassung zur Prüfung erschienen seien, dafz sie
weiter der im Kreise Pogegen bestehenden Berkehrsverbinduneen
wegen nicht einzeln,sonderngemeinsam mit einem Omnibus haben reisen
müssen,und sie wiesen weiter darauf hin, dasz sie für das Vorgehen der
litauischen Polizei um so weniger Verständnis aufbringen könnten, als
sie die Miihe und Kosten nicht gescheut hätten. um sich in loyaler Weise
zum anberaumten Prüfungstermin einzufinden.

Es stand von vornherein fest, dasz es bei diesen Prü-
fungen nicht um die Kenntnisse, sondern um die

politische Einstellung geht.
jetzigen Direktorium »nur ein Mittel zu dem Zweck, Beamten ohne
Rijkkficht auf ihre»Eignung und ihre"sach- und Sprachkenntnisse zu
entfernen, um dafurParteigänger der kleinen Minder-
heit, die das.Dire-ktorium vertritt, in gut bezahlte
Posten zu bringen. Auch bei der Sprachprüfung der Zörster
handelt es sich um nichts anderes; haben sich doch verschiedene Grob-
litauer, die in keiner Weise die ausreichende sachvorbildung besitzen,
bereits bei den Zorstern nach den Wohnverhältnissen,Dienstländereien
und baren Einkünften erkundigt.

Es musj erklärtwerden.dafz dem Direktorium für diese
Sprachprufungen die Rechtsgrundlage fehlt. Der in
einer litauischen Meldung als Begrundung für diese Prüfungen heran-
gezogen-e A rtik el Z 1 des Memelstatutshat überhaupt nichts mit der

Iitqujfkhen Sprache, sondern lediglich mit der Anstellung von Lehrern
fremder Staatsangehorigkeit zu tun. Aus dem weiter angegebenen
Artikel 27 geht noch lange nicht hervor, dafz alle Beamte des

Memelgebiets beide Sprachen beherrschen müssen. Dieser Artikel
bestimmt vielmehr. dafz beide Sprachen als Amtssprachen
gleichberechtigt sind, d.h., dafz bei allen menielländischen Be-

hörden sich jeder Bürger des Memelgiebetsderjenigen Sprache bedienen

darf, der er sich bedienen will. Dazu ist«nur erforderlich, dafz die
Beamten, die Publikum abzufertigen haben, die litauische
Sprache zu beherrschen.

Von den Litauern ermordet.

Allgemeines Aufsehen hat »dersall des von den Litauern zu Tode
gequälten Reichsdeutschen Rimkus erregt. Dieser war zusammen
mit einer grofzenAnzahl deutscher Memelländer im srühjahr d.·- Z.
verhaftet und ins Zuchthaus von Bajohreii eingeliefert
worden. Es wurde ihm vorgeworfen, einem Militärdienstpflichtigen
zur slucht verholfen zu haben. Als er verhaftet wurde, machte er

einen stuchtversuch, indem er iden Ruszstrom zu diirkhschwiimmen ver-

suchte, um an das reichsdeutsche Ufer zu gelangen. Er wurde dabei
jedoch von den ihn verfolgenden litauischeu Grenzbeamten durch einen

Arm-schul?verletzt. öm verletzten Zustand wurde er nach Bajohren
und spater in ein anderes Zuchthaus im Innern Pitauens geschafft.
Dort ·ist er den, viehischen Mifzhandliingen der

litaukschen Gefängniswärter erlegen. Memelländer,
die mit ihsm zusammen im Zuchthaus untergebracht waren, habe-n
iiber seiu Schicksal folgendes berichtet:

Sogleichnach der Einlieferung hat Riiiikus auf die srage anderer

ZUkhthOsUleOlJMNach seinem Ramen allerlei Orts- und Personen-
namen und wirres Zeug durcheinansdergerufen. Wir sagten unsl dafz
der Mann im sieberwahu spreche. Am nächsten Morgen machte
Rismkus einen sluchtversuch.Bei der strengen Bewarhung des Zucht-
hauses mileang dieser. Rimkus wurde daraufhin in Ketten ge-
legt unsd in eine andere Zelle gebracht. Gegenüber anderen Zellen-
insassen verhielt er sich vollkqommen -teilnahmslos. Das

Essen inufzte ihm durch vieles Zureden aufgezwungen werden. Bei
dem viertelstündigen Spaziergang, den die Gefangenen täglich auf
dein Hofe machten, fing R. laut zu weinen und zu schreien an, indem
er rief: ,,Kanonen soll ich .gestohlen haben und

Maschinengewehrel Das ist nicht wahrt Ich will raus; laszt
mich rausl« sür dieses Verhalten wurde Rimikus von- seinen
litauischen Zellengenossen geschlagen. Wir machte-n
die litauischen Aufseher immer wieder auf den Zustand des cRimkus
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Diese Prüfungen sind dem»

aufmerksam und forderten ärztliche Behandlung und Einlieferung
in die Krankenstube. Man verlachte uns und sagte: »Das Simu-
lieren wird ihm bald vergehenl« Als der Zustand des

sRimkus sich so verschlechtert hatte. dafz er andere Zellengenvssen
sogar tätlich angriffs wurde er in den sogenannten Karzer
gesperrt. Die Rahrung. die ihm gereicht wurde, nahm er nicht
mehr. Er magerte bis zum Skelett ab. Eines Rachts
fing er in seinem Kerker zu singen an: ,,Einst kommt der Tag
der Rache, einmal da werden wir freil« usw. Dafür
wurde er von den litauischen Aufsehern geschlagen, bis er

blutüberströmt zusammenbrach. Ein Arzt wurde ihm
zum Behandeln dieser Verletzungen, sowie zum Berbindan seiner
Schuf-wunde, nicht gestellt. Daraufhin haben alle memelländischen
Gefangenen sowie verhafteten Litauer durch Klopfen gegen die
Zellenrüren protestiert und verlangt, deu Untersuchusngsrichter zu
sprech-en. Als dieser später erschien, versprach er uns, sich für den

sall zu interessieren. Rimkus erhielt jedoch keine ärztliche
Behandlung. Er wurde vielmehr nach einig-en Tagen in ein

Gefängnis nach dem Innern Litauens transportiert. Dort ist er

infolge der grausamen Behandlung verstorben.
cRavakas nnd der Presse-Zude. .

Ein starkes Stück, das weniger von politischem Weitblick als von

schmutziger Gesinnung zeugt, haben sich die litauischen Behörden ge-

leistet. ön der Absicht, in die memelländischeBevölkerung mit einem

deutschgeschriebenen Blatt einzudringen, wurde seinerzeit mit Unter-

stützung des Gouverneurs Dr. Ravakas das von dem Juden
Simon geleitete Blatt »Der Ostsee-Beobachter« gegründet.
Dieses Emigrantenblatt ist durch seine systematische Hetze gegen das

Deutsche Reich und durch die ständigen Lügenmeldungen und sälschuns
gen in Wort und Bild bekannt. Nicht nur, dafz sdsie Beamten
und Angestellten angehalten werden, dieses Blatt zu
halten, sondern der Oberbürgermeister von Memel, Simonai-
tis, der durchs seinen Komplizen Reisgus in dieses Amt geschoben
wurde, hat angeordnet, dafz in Zukunft sämtliche stäsdtischen
Vierlautbarungen und Bekanntmachungen nicht mehr
in dem deutschen »Memeler Dampfboot« erscheinen dürfen, sondern in
dem Hetzsblatt der Ravakas und Simon. Durch diese Masznahmen will
man die deutsche Bevölkerung des Memelgsebietes, die bekanntlich treu

zu ihlremdeutschen Blatte hält, zwingen, das jüdischslitauischeLetzblatt
zu e en.

'

Drei Zentner Sprengstofs.
ön grofzer Aufmachung berichtete die litauische Preise über einen

Spren-gstvffu«nd, der bei dem memelländischen Rittergutsbesitzer
Hundsdörfer in Eorallischken gemacht worden ist. Die Staats-

sicherheitspolizei habe im Garten des Gutshofes einen Meter unter
der Erde drei Zentner Melinit-Sprengstoff gesunden.
Es handele sich, wie festgestellt worden sei, um Sprengstoff, den sdser

Gutsbesitzer zum Zerstören von Stubben in seinem Walde erworben
hatte. Obwohl die litauische Telegraphenagentur selbst auf diesen
Berwendungszweck hinweist, bemerkt sie weiter, selbst wenn es sich
bestätigen sollte.-dafz der Spreiigstoff zu dem angegeben-en Zweck dienen
sollte, so habe sich Hundsdörfer trotzdem gegen ideii Befehl des Kom-
mandanten über die Aufbewahrung von Sprengstoffen schwer ver-

gangen. Das Borhandensein des Sprengstoffes war den litauischen
Behörden natürlich von Anfang an bekannt. Die Polizei hat es nicht
erst nötig gehabt, ihn zu »entdeck·en«. Aber sie tut jetzt so, als ob
es ihr gelungen wäre, den litauischen Staat vor der Gefahr des

Ins-die-52uft-gesprengt-werdens zu retten, —

genau so wie sie seinerzeit
auch aus der Beschlagnahme der bei den Behörden registrierten Jagd-
und sonstigen Sportwaffen eine staatserhaltende Aktion gegen angebliche
memelländischeAufstandsabsichten zu konstruieren versucht hat.

Die Antwort der Memelländer: Deutsch bleiben!

Das illegale Direktorium Reisgys hatt-e iinlängst eine Verordnung
erlassen, nach welcher die Unterrichtssprache in den Schulen nicht
nach dem nationalen Bekenntnis, sondern nach der Abstammung und
der ,,35aussprache«durchgeführt werden soll. Die memelländischsen
Lehrer haben zur Zeit Listen ausliegen, in denen festgelegt wird,
welcher Sprache sich die Eltern sder Schiilkinder zu Hause bedienen
und welcher Abstammung sie sind. Sehr interessant ist dabei das Er-

gebnis, das der Sohn des groleitauischen Politikers Strekies,
der als Lehrer in Psetrellen (Kreis Heu-dekrug) tätig ist, erzielt hat.
Von über 100 sragezetteln wurden dort nur vier
mit dem Vermerk, dafz zu Hause die litauische
Sprache gesprochen wir-d, zurückgegeben. Strekies
erklärt uuu, dasz in seinem Gebiet wohl erheblich mehr Eltern sich
der litauischen Sprache bedienen und dafz die Frage, wenn sie vor

eine-m Jahre, als die Verhältnisse noch nicht so gespannt waren, wie

siees heut-e sind. gestellt worden wäre, wenigstens 20 Antworten mit

,,l-itauisch«ergeben hätte, dasz aber heute durch die Willkür-

herrschaft der Litauer im. Memelgebiet und durch
sdie ständig sich verschlechternde Wirtschaftslage
auch die litauischsen Memelländer in schärfste
Opposition gegen die litauische Politik im Memel-

gebiet getreten sind. Strekies hat die Absicht, diese augen-
blickliche Stimmung der Bevölkerung auf Grund dieses typischen
Sonderfalles dem Gouverneur mitzuteilen und ihn auf die solgen seines
Vorgehens aufmerksam zu machen.
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Vor 20 Jahren: Krieg tn Oftpreußen.
Wir«leben im Gedenkjahr der 20. Wiederkehr aller jener Be-

gebenheitenvon 1914, die an Denkwürdigkeit in der Geschichte aller
Zeiten niemals·etwas einbüfzen werden. sür die deutsche Geschichte
werden dabei die Russeneinfälle in Ostpreufzen mit all ihren Begleit-
erscheinungendeshalb noch besonderserwähnenswert bleiben, weil sie
das einzige Beichsgebiet berühren, welches damals die Schrecknisse
des Krieges .in ihrer ganzen surchtbarkeit an sich selbst zu verspüren
bekam. »Wie Deutschland und mit ihm Ostpreufzen 1914 von der
Kriegsgeiszeldes Riisseneinfalls befreit wurde und wem es seine Be-

freiung zu verdanken hatte, weifz jeder Deutsche. Nicht jedem aber
ist es in demselben Masze bekannt, ivas Land und Bolk des deutschen
Rordostens damals vor jener Befreiung zu erdulden, wie Ostpreufzen
unter der Russeninvasionzu leiden hatte. Die darüber vorliegenden
amtlichen Berichte von 1915 stellen Eotbestände fest, die gerade durch
ihr trockenes Zahlenmaterial auch heute noch besonders erschütternd
wirken müssen.

.

«Rach diesen amtlichen Feststellungen mufzten etwa 870000

Einwohnerder cProvinzOstpreuszen während der feindlichen Ein-
hruche ihre Heimat für tangere oder kürzere Zeit fluchtartig ver-

lassen. Besonders hart betroffen wurden die Regierungsbezirke
Konigsberg, Allensteiii und Gumbinnen. Bon den nicht Geflohenen
wurden von den Russen1026 Zivilpersonen getötet und
433 verwundet. Aufzerordentlich grosz war auch die Zahl der

verschleppteiiund in Gefangenschaft entführten Einwohner, wobei
zwischen Mannern und Frauen, Greisen und Kindern kein Unterschied
gemachtwurde. So wurden allein in den genannten drei cRegierungs--
bezirken als verschleppt festgestellt: 5379 Männer,
2587 stauen und 2719 Kinder, im ganzen also 10685 Per-
sonen, eine im Verhältnis zur Gesamteinwohnerschaft jener Gebiete

besondershohe Zahl. Dabei ist zu berücksichtigen,dafz es sich bei den

männlichenBerschleppten hauptsächlich um wehrlose, vielfach kränkliche
Greise handelte. da ja die gesamte wehrhafte Mannschaft sofort bei
Kriegsausbruch zu den Fahnen geeilt war. Bei den getöteten Zwil-
personen handelte es sich vornehmlich um aufs schändlichstehingemordete
Menschen. Rur verhältnismäßig wenige von ihnen erlitten infolge
direkter Kriegseinwirkungen den Tod. Besonders unmenschlich musz
noch heute die Hinmordung schuldloser srauen und Kinder erscheinen.
Nicht gering ist auch die Zahl der auf dem Eransport oder in der
Gefangenschaft durch Krankheit ums Leben Gekommenen. Ein besonders
trüb-es Kapitel bildet auch die Berschleppung. Bergewalti.aung und
Schändung alleinstehender stauen und Mädchen, deren Zahl aus be-
greiflichen Gründen nicht einwandfrei festzustellen war. Selbst Greisinnen
und Kinder blieben vor Schändungen nicht bewahrt. über die an-

geblichen Untaten der »deutschen Hunnen und Barbaren« konnte die
BJselt sich nicht genug entrüsten; zu den wirklichen Berbrechen asiatischer
Horden aber hat damals und auch heute noch kein Mensch auf der
Gegenseite etwas gesagt-

Zu den Menschenverlusteii kamen noch die gewaltigen Sachschäden
hinzu, die meist zwecklos und aus reinem ,,Sieger«-libermut von der

russischen Soldateska angerichtet wurden. Noch heute kann das auf-
merksame Auge in Ostpreufzen die Spuren der Berwüstungen er-

kennen, von denen vor 20 Jahren das Land heimgesucht wurde. Be-
sonders durch Brandlegungen wurde viel kostbarer Besitz ver-

nichtet. So wurden allein in den bereits erwähnten Regierungs-
bezirkendurchFeuer»24Städte, 572 Dörfer und 236 Güter

und«Einzelgehofte zerstört. Die Gesamtzahl der vernichteteii
Baulichkeitenbetrug im ostpreufzischen Kampfgebiet 33 553, wovon

etwa ein Drittel Wohnhäuser waren. Ebenso wurde der gesamte
Hausrat von rund 100000 Wohnungen entweder weg-

geschlepptoder- vernichtet. Während· der Berlust an Pferden
u n d.B i.eh bei dem ersten Russeneinfall im Spätsommer und Herbst 1914

nur in einzelnen Ortschaften von Bedeutung war, iourde in dein vom

Feinde noch im Winter besetzten Gebiet der Pferde- und Biehhestand
nahezu vollig vernichtet. Rach der Befreiung auch dieses Gebiets fand
man kaum noch ein Pferd, Rind, Schwein oder Schaf vor. Des-—
gleichen waren fast alle landwirtschaftlichen Geräte und Maschinen,
Wagen, Geschirre, Schmiede- und Stellmachergeräte geraubt oder ver-

iiichtet worden. Auch die meisten Mühlen, Ziegeleien, Molkereien

und·Brennereien ivaren sgstematisch zerstört. Als dann endlich im

Stuhjahr 1915 die Bevölkerung der Kriegsgebiete in ihre Heimat zu-
rückkehren konnte, fand sie nur noch ein grofzes, weites Trümmer-

feld vor. Hier hatte der Krieg ganze Arbeit geleistet.
Erst unter Berücksichtigung dieser Tatsache aber kommt man

zur vollen Würdigung der Befreiungstat Hindenburgs und seiner
tapferen Regiinenter. Denn das Schicksal Ostpreufzens von 1914l15
wäre das Schicksal Deutschlands geworden, hätten damals die Kämpfe
der deutschen Ostarmee nicht zu einem vollen Erfolge geführt. So
aber war mit Oszpreuszen auch Deutschland gerettet.
Mit dem Wiederaufbau der Provinz konnte sofort be-

goiiiien werden. Die Wiederherstellung einer zerstörten Provinz war

selbst in den Jahren des Weltkrieges dein deutschen Bolke keine Un-

möglichkeit, sie wurde zur Tat. Das einmal zerstörte Reich aber wäre
ein billiger Raub seiner seinde geworden und so für alle Zeiten ver-

loren gewesen. So aber, fortan voin seinde in seinen Grenzen frei.
war auch selbst für den Zall eines unglücklichen Kriegsausganges,
eben durch die Sicherung des Ostens, auch die Möglichkeit eines
Wiederaufstiegs Deutschlands gegeben. Das marxistischsliberalistische
System der Rachkriegszeit verkannte diese Möglichkeit, indem es den

Wert des deutschen Ostens für das Reich miszachtete. Erst der

Rationalsozialismus unter Adolf Hitlers Führung hat das Steuer des

Staatsschiffes herumgerissen und den Weg zu Deutschlands Wieder-

aufstieg gewiesen und beschritten.
· .

So dürfen wir heute wieder hoffen, dasz auch die Leiden Ost-
preufzens im Weltkriege keine vergeblichen gewesen sind, sondern dafz
mit dem sichtbaren Wiederaufblühen des deutschen Ostens auch »der
Wiederaufstieg ganz Deutschlands Hand in Hand gehe und«so
unserem Bolk eine neue Zeit friedlichen und glückhaften Daseins
heraufsteige. P e l z - Kassel.

O

Die Wasserversorgung des Waldenburger Reviers.
öin Harz sind z. Z. riesige Anlagen zur Bersorungs Hamburgs mit

frischem Ouellwasser im Bau. Der deutsche Osten besitzt schon seit
längerer Zeit eine ähnliche Wasserfernversorgung, wie sie jetzt im

erdwesten — freilich in weit gröszeren Ausmaszen — im Entstehen
begriffen ist. Es handelt sich dabei um das Waldenburger Gruben-

revier, dessen Zentrum die 65000 Einwohner zählende Stadt Wal-

denburg bildet. Der Waldenburger Ealkessel besitzt infolge der

Einwirkungen des Bergbaus fast gsar keine Quell-wasser-
asnlagen. Schon in den 80er Jahren des vorigen Jahrhunderts be-

gann sich ein empfindlicher Wassermangel in der Stadt Waldenburg
und den benachbarten Orten bemerkbar zu machen, der aus hygieni-
schen und wirtschaftliche-n Gründen dringend der Abhilfe bedurfte.
Um die Wassernot zu beseitigen, ging die Stadtverwaltung um die

Jahrhundertwensde daran, sich die groszen natürlichen Ouellwasser-
anlagen in der Rähe von cRuhbank und Merzsdorf, im Lässig-
nnd Boberbachtal, nutzbar zu machen. st Jahre 1900 wurde

das Hauptpuiiipwerk in Merzdorf eröffnet. 1905 wurde in Vogels-
dorf ein weiteres Pumpwerk errichtet und weitere gleiche Anlagen
ivurdeii 1908 in Ruhbank und 1909 in Wsernersdorf geschaffen.
Allein mit der Sicherung sder Ouellwasseranlagen war die Wasser-
versorgung noch nicht vollendet. Beim Leitungsbau ergaben sich ganz

beträchtliche Schwierigkeiten, da die Entfernung von den

Pumpwerken bis zum Berbrauchergebiet etwa

30 Kilometer beträgt. Die Zuführung des Wassers nach Wal-

denburg erfolgte in zwei parallel miteinander laufenden Rohrleitun-
gen. Beim Bau dieser Wasserssernleitung hatte .man damals jedoch
das Auftreten von Grubenschäden stark unterschätzt. Zahlreiche
Rohrbrüche traten auf, deren Beseitigung nicht.nur erhebliche
Kosten verschlang, sondern auch zu Rechtsauseinandersestzungen
zwischen der Stadtverwaltung und den Gruben führte. ön den letzten
Jahren wurden aber auch an »die Stadt Schadensersatzansprüchege-
stellt, und zwar von den Anliegern des Bober- und Lassigtales,die
fiir sdie ihnen entstandenen Flur-·- und se ldschaden im Bereich
des Wasserfassungsgebietes Forderungen erhoben. Die Stadt Walden-

burg wiederum verklagte die Reichsbahn wegen Wasserentnahme

aus dem H-a-inbach und erwirkte auch außer einer einmaligen hohen
Abfindung eine laufende Zahlung für«diese Wasserentnahme. «

Bon besonderem Interesse ist, wie die ,-,Schlesische Zeitung be-

richtet, die technische Ausgestaltung dieser Wasserfernversorgung
Zunächst einmal konnte es die Stadt im Laufe der Jahre durchsetzein
sdafz auf bestimmten Strecken des Wasserleitungsnetzes der weitere
Grubenabbau untersagt wurde. Um die Rohrleitungen dem Gebirgs-
druck anzupassen, wurde-n bewegliche Rohrverbindungen
in.it Gummidichtungen eingebaut. Dieses Verfahren hat sich
durchaus bewährt, so dasz Erdverschiebuiigen bzw·.«cRohrversknickungen
auch in einem gröszerem Ausniafz ohne Rohrbruche verliefen .

Die

gröszten Schwierigkeiten für die Wasserleitung ergaben sich bei dei-

liberwinidung ider HöhenunterschsiedlezwischenGottesberg und dem

Waldenburger Cal. Da diese Strecke in besondersgroszemUmfange
vom Grubenabbau beherrscht wird, entschlosz man sich zu einer Durch-
tunnelung der Höhen. So laufen von Gottesberg aus die Rohr-

leitungen in einem über 800 Meter langen Eunnel
—" der längste dieser Art in Deutschlandl — nach Hermsdorf« wo sich
ein Hauptwasserbehälter als Resservestation mit einem Fassungs-
vermögen von 10000 Kubiknieter befindet. Da sich iin·Lanfe der

Jahre sder Wasserverbrauch infolge des Anschlusses weiterer Ge-

nieinden und Sudustrieswerke des Kernreviers laufend vermehrt hat.
ivurden die Pumpanlagen bei Merzdorf immer weiter ausgebaut nnd

modernisiert· Heute reichen die Quellen und ihre technischen Anlagen
für eine tägliche Wasssserförderiing von mehr als

25 000 Kubikmeter aus. Sin Hauptwerk Merzdors sammelt
sich das Grunsdwasser in zwei Stockwerkem von denen das eine in

etwa 10 Meter und sdas anderen in 20 bis 25 Meter Eiefe .liegt.
Die Wasserfernleitung besitzt eines Länge von 30 Kilo-

meter, während das aus dieser Leitung gespeijte »Rohrnetz
eine Länge von 140 Kilometer umfasztlunsdeinsassungss
vermögen von 20000 Kubikmeter hat. Die Leistungsfähigkeitder

gesamten Anlagen hat sich im letzten auszergeivohnlichtrockenen
Sommer erwiesen. ön der Wasserversorgung des Kernreviers traten

keine nennenswerten Stockungen auf.
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Deutsche Glasarbeiter im Kreise Nybniti.
Als Friedrich der Große in Schlesien 1740 ei»i·iriickte,fand er dort

acht (damals auf Holzfeuerung angelegte)«Gla»shuttenvor. Bier von

ihnen lagen in 0berschlesien, und zwar im ietzt politischenGebiete:
Leschczin, 0rzesche, Mokrau und Myslowitz. Bon diesen
vier gehörte eine zum Kreise Rgbnik: Orzesche Sie war 1719»gegrundet
worden, kann also bald auf ihr 225jähriges Bestehen zurückblicken
Sie verdankt ihre Entstehung der zu»Anfang des 18. Jahrhunderts von
Wien ausgehenden industriellen Initiative, die durch den großenReich-
tum an Holz in Oberschlesien begunjtigt wurde. Es scheint aber, daß
noch eher, und zwar durch die Monche des Raudener Eisters
zienserklosters, in Oberschlesien die Glasbereituiig im Schwunge
war. Denn schon 1710 meldet die Ehronik dieses Klosters das Bestehen
einer Glashiitte bei Slawentzitz. Einige Jahre später haben die

Mönche selbst eine solche bei Sowada gebaut. Ob es sich dabei um

Zawada im Kreise Rgbnik handelt oder um ein anderes in Oberschlesien,
steht noch nicht fest. Denn die Spuren einer Glashütte, die immer mit

dem abgeholzten Walde in der Richtung nach dem größten Holzreichtum
wandert, verwischen sich in waldreichenGegenden leicht. Es ist iiber-
haupt wahrscheinlich, daß sich im Kreise Rgbnik noch mehr Giashutten
befanden. Welche Rolle in der damaligen Klosterwirtschaft die Glas-
industrie einnahm, geht aus einer Caxierung des Klosters Rauden zur

Zeit seines Brandes (1724) hervor. Der Vorrat des Klosters an Glas
war so groß, daß er ein Sechstel des Gesamtwertes des Klosters aus-
machte. Es muß also damals viel Glas in Oberschlesieniproduziert
worden sein-. Wenn aber 1740 zur Jeit der Besitzergreifung durch
Preußen die Hiitten des Klosters nicht mehr genannt werden, so waren

die Wälder damals abgerodet.
"

» .

Als Schlesien preußisch geworden war, ging die
neue Regierung daran, auch die Glasfabrikation

zu oerb esse rn. Bor allem strebte man die Herstellung auch feinerer
Sorten an. Bisher wurden wahrscheinlich in Oberschlesien nur Scheiben
und ganz einfache, billige Gefäße hergestellt. Durch Berufung von

b oh.»mischen Glasmachern und Meistern aber sollte die oberschlesische
Glasindustrieneuen Auftrieb erhalten. So erhielten böhmische Glas-
meister die oberschlesischen Glashütten Brinitz bei Ezarnowanz, Kreis
Oppein (heute Glashiitte Murow genannt), Gwosdzian und Stein

(Kamien)im Kreise Rybnik und die später durch den JinksErfinder und
Glashuttenfaktor Ruberg so berühmt gewordene Glashütte Wessola
oder Myslowitz. Die aus Böhmen zugewanderten Glasmacher gehörten
bei allen vier Hütten der samilie Greiner an, die heute noch
in Oberschlesien ansassig ist. Diese hatte sich um 1800 sogar bis
Ostrzeszow bei Petrikau in Polen verpflanzt.

Auch die Glashiitten Orzesche, Leschczin, Gardawitz und
Mokrau arbeiteten mit deuts en, aus Böhmen zugewan-

derten Meisterin Solchen sachleuten wurden Prämien gezahlt.
Sie betrugen 50 Ieichstaler pro Kopf. Außerdem genossen die Ju-
geivanderten Militarfreiheit. öm Kreise Ry bnik, wo in der
zweiten Halfte des ts. Jahrhunderts das Deutschtum diinn gesät war,
stellten die deutschen Glasarbeiter ein wichtiges,
deutsches Kulturelement dar. Sie waren die notwendige
Erganziing zur deutschsprachigenfriderizianischen Beamtenschaft. Mit

ihnen»unddurch sie konnte sich deutsche Sprache und Kultur gerade in
den landlichenGegenden um so eher durchsehen, als sie mit ihrer Kunst
auch »eine.Menge deutschsprachiger Berufsbezeichnungen mitbrachten-
Die einheimische polnische Waldbevölkerung mußtediese Ausdrücke rasch
annehmen, weil es im Polnischen an Zachausdriicken mangelte. So

stellte»die Glasindustrie des is. Jahrhunderts in Oberschlesien und damit
auch im Kreise Rgbnik ein bedeutendes Element des ’Deiitschtums.

Eine kieine osipTufziichesiadi
Die Kreisstadt Rosenberg ,,ist eine kleine, hübsche Stadt, die auf

einer Anhöhe neben einem fischreichen See liegt. Die Bewohner sind
gute Menschen. Die Umgegend»istangenehm. Die alte Stadt weist
einige reizende Punkte aus. Die Häuser sind saubermnd mit gutem

Geschmack gebaut. Bor den meisten stehen kugelforiiiigeLinden, was

sehr hiibsch aussieht. überhaupt liebt man hier die Blumen sehr.
Rirgends sieht man ein Fenster, das nicht mit »Geranienoder cRosen--
stöcken geziert ist«. So beschreibt am 12. April 1807 Baron Pech,
seldchirug in Rapoleons Greßer Armee, deii ersten Eindruck, den er

von Rosenberg hatte. Und ein paar Cagespäteroermerkt er in seinem
kulturgeschichtlich sehr interessantenZeldsournak ,,Biele Obstbäume

befinden sich in dem kleinen, reizenden Avsenberg Die Bewohner
sind höfliche und gute Menschen. Auch gibt·es hier reizende, elegant
angezogene Frauen. Man bekommt gute Zische, die in den benach-
barten Seen gefangen werden. Auf dem Marktplatz ist ein großer
gewölbter Brunnen. Das gute Quellwasserwird in Kanälen dorthin
geleitet. Diese Anlage ist sehr schon.«

» .

Heute wissen selbst die ältesten Rosenberger nichts mehr von diesem
schönenBrunnen. Auch sonst hat sich das Gesicht der Stadt verändert.
Die Häuser am Markt sind nicht immer mit dem rechten
Geschmack mehrfach umgebaut worden. Die alten Beischläge vor den

Häusern, die friiher diesem Stadtteil das idyllische Gepräge gaben,
sind verschwunden und nur hier ·undda noch stehen Linden vor der
Eiir. Während nun das Marktviertel sein friiher so reizvolles, leben-—
diges Gesicht fast verloren hat, ist um die ordenszeitliche
Mauer herum das»alte Stadtbild wundervoll erhalten geblieben.
Hier ist auch die ursprunglichkreisrunde Anlage der Stadt noch heute
deutlich erkennbar. Riedrige, pfannengedeckte alte Häuser lehnen sich
im Rund an die starke Stadtmauer, die iiberall die Rückwand dieser
lebhaft vorspringenden, malerischenArbeiterhäuschen bildet und so
Bilder von geschlossener Schonheit bietet.

·

Hier, »indiesen engen Winkeln und Gäßchen,»in·dieselten die volle
Sonne trifft, ist alles noch ursprunglich und urwuchsig. Hier sitzt man

imle wie friiher iiberall in der Stadt, aus den kleinen, farbigen
Banken seinmerabendsvor der Eiir und genießtden Feierabend. Die

Wasche»hangttrocknend mitten in der Gasse. Hier ist noch nichts
Von JWDUIFDOMWiesen« zu piiren. Dörflich abgeschieden leben die

.Mensch211.h12r.«alswäre die eit nicht weiter gegangen.
Weithin sichtbar ist die alte Ordenskirche, deren

schindelgedeckter Turm hoch iiber die Stadt ragt. Bom See
aus hat man einen wundervollenBlick auf dieses klare, gradlinige
Baudenkmal, das sich uber die Parkbäume erhebt. Der reichverzierte,
schöne Beschlag der Rotdtur der Kirche ist die einzige im

Kreise erhaltene Schmiedearbeitaus gotischerJeit.
Dicht neben der Kirche steht an der Ecke am Markt das sogenannte

B-liicherhaus, die alte Post, in der Bliicher im April 1807 als

französischerGesangener auf seine»Auswechslunggegen den französischen
General Blictor und auf die Audienz mit Rapoleon wartete. die dann

auch am 22. April im benachbartenSchloß sinckensteimwo der Kaiser
damals nach der Schlacht »beiPr.Eylau sein Hauptquartier bezogen
hatte. stattfand. Der Kaiser empfing Blucher mit liebenswürdiger
Hochachtung und unterhielt sich sehr lange mit ihm, konnte aber den
alten Haudegen doch nicht dazu bewegen, sich bei dem-Königvon Preu-
ßen fiir einen Sonderfrieden mit dem Kaiser und damit fiir die von

diesem angestrebte Trennung Preußens von den verbiindeten Rassen

einzusetzen. ,,Hört,»Kinder«,so berichtete Bliicher seinen Begleitern
nach dem Besuchbeim Kaiser, »das ist ein verfluchter Kerl; er war so
scharmant, daß ich gar nicht an meinen Haß gegen ihn dachte.« Trotz-
dem bedauerte er später, den Kaiser nicht aus dem offenen Schloß-
fenster in sinckenstein, vor dem die Unterredung stattfand, auf den

gepflastertenHof geworfen zu haben, was· nicht unmöglich gewesen
ware, er habe damals nur nicht daran gedacht.

Gleichhinter der Kirche, wo die Reste der alten Stadtmauer einen
Durchblick auf den See öffnen, fiihrt durch ein hohes Holztor der
Weg zum Park und dein Hof Rosenberg Hier stand zur

Ord.en·szeit,durch einen unterirdischen Gang mit der Kirche und wahr-
scheinlich auch mit dem Stadtsee verbunden, der Hof der Dom-
herren, den die Ehronik bereits 1391 erwähnt. Dann wurde das

Haus«griindl»ichzerstört, diente nach dein Wiederaufbau kurze Zeit
als Bischosssitz und ist in späteren Jahren wiederholt umgebaut worden-
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zuletzt »von Jenny von Gustedt, der Tochter Jöromes, die von

18H1·b151860Landrätin in Rosenberg war, dieser wahrhaft
christlichen und sozialen Frau, die schon vorher, als Gutsherrin von

Garden, unweit von Rosenberg, im Hungerjahr-e 1847 eine Bolksküche
in ihrem Hsause einrichtete, Berlassene und Waisen aufnahm und die
Kinder »derLandarbeiter um sichsammelte, um, wie sie selbst einmal
sagte, ,,ihnen.neben warmen K eidern, guter Milch, reinen Händen und

Gesichterndie primitivsten Ideen des Guten, Wahren und Schönen
beizubringen«. Rosenberg verdankt Jenng von Gustedt das Armen-
haus in der Vorstadt Inmitten des Parks, der den Hof Rosenberg
umschlieszhhart am Rande des Stadtsees befinden sich die Reste
eines altpreufzischen Ringwalls, den der Orden wahr-
scheinlich spater seinen Zwecken nutzbar gemacht hat.

An der neuen, geräumigen Stadtschule vorbei führt ein schmaler
Weg über die Schulbadeanstalt am See entlang zur von Birken ein-
gefafzten Seepromenade. Dort, wo sie endet, stand am Südufer des
Stadtsees vor etwa 60 Jahren noch der spitzbärtige ,,Mönch
von Rosenberg«, ein anderthalb Meter hoher Bildstein aus dem
fruhen Mittelalter. Ursprünglich wohl Grabdenkmal, später dann
Grenzstein. Jetzt ziert dieses seltsame Kulturdenkmal den Garten des
Stadtmuseums ins Danzig mit drei anderen- Bildsteinen zusammen, die
auch aus dem Kreise Rosenberg stammen.
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Rosenberg, seit 1818 Kreisstadt und bis zum Ende des Welt-
krieges Garnisonstadt, ist eine kleine Stadt geblieben. Nicht
zuletzt durch die Schuld mancher nun schon lange ruhender, allzu bedäch-
tiger und wenig wendiger Stadtväter, die über die eigene Stadtmauer
nicht hinwegzusehen vermochten und in falscher Sparsamkeit manches
versäumten, was die Stadt hätte zur Blüte kommen lassen können.
In Rosenberg sollte vor vielen Jahren — etwa um 1880 herum —

ein Lehrerseniinar errichtet werden. Die Stadtväter aber versprachen
sich davon keinen Nutzen und überlieszen den Löbauern diesen Bau.
Dann sollte die Stadt Eisenbahnknotenpunkt werden. Man verpafzte
auch diese gute Gelegenheit, die Stadt zum cBerkehrsmittelpunkt des
Kreises zu machen. Es gab in Rosenberg vor dem Kriege auch
mancherlei Ansätze für eine industrielle Entwicklung, es gab Jahre
hindurch eine grofze Olmühle, eine Wurstfabrik, eine Grosztöpferei,.
eine Brauerei und eine Ziegelei. Aber eins nach dem anderen ging
ein und wurde verschrottet. Und so wie im Wirtschaftsleben war es

auch im- Geistesleben.

Erst in jüngster Zeit beginnen sich wieder mit Erfolg Kräfte zu
regen, die frei von parlamentarischen Fesseln die durchaus entwicklungs-
fähige Kreisstadt wieder zur Geltung zu bringen bestrebt sind.

(,,Elbinger Zeitung.«)

Vuchbeiprechungen.
Der Puchner. Ein Grenzlandschicksal. Roman von Wilhelm

Pleger Verlag Albert LangensGeorg Müller, München 1934.
364 «Seiten. Ganzleinen 5,50 RM. — ,,Deutsch sein heifzt nichts
voneinander wissen.«Dieses bittere Wort, dessen Wahrheit die Grenz-
und Auslanddeutschenso unendlich oft erfahren haben, hat Pleger ver-

anlafth die Geschichte des Georg Puchner aus Kollentin an der deutsch-
tschechischen Sprachgrenze zu schreiben. In dein Leben des einen wird
das der JZ Millionen Deutschen im tschechoslowakischen Bölkerstaate
beschrieben. Nirgends ist der grofzdeutsche Gedanke früher und stärker
zum Durchbruchgekommen als dort. Nirgends wurde so früh und

so deutlich wie dort erkannt, dasz das Deutsche Reich und Deutschland
nicht dasselbe sind, dasz Deutschland viel gröfzer und weiter ist als
das Reich. Nirgends auch wurde Bismarrk, so wie er wirklich war,
besser verstanden als dort: als der Schöpfer des kleindeutscheii Reiches,
der niemals anders als grofzdeutsch gedacht und dessen Werk nur von

der völkischen Instinktlosigkeit eines wilhelminischen Zeitalters um-

gedeutet und umgedacht wurde. Und nirgends ist die Deutschfeindlich-
keit des bastardierten Habsburgerregimes schmerzlicher und leidenschaft-
licher empfunden worden als dort. Der Lebensweg des egerländer
Eischlersohnes vom Beginn dieses Jahrhunderts bis zu den Deutschen-
verfolgungen der letzten Jahre wird in dem Buche von Pleyer be-

schrieben. »Nicht die Geborgenheit unser selbst ist der Platz, sondern
die sährnis des Bolkes. Höher als die Sehnsucht, zum Deutschen Reich
zu gehören, stehen die Taten und Opfer, die Deutschland an seinen
Grenzen erhalten und dem Bolke seinen Raum sichern . . .« So ver-

teidigt sich der Puchner, der aus dem Reiche wieder an die Bolksfront
seiner sudetendeutscheii Heimat zurückgekehrt ist, gegen die Spitzfindigs
keiten der tschechischen Richter und ,,militärischen Sachverständigen«.
Und er weifz dabei, dafz er nicht so sehr um Gericht, das ihn doch
nicht verstehen will, sondern zu denen spri t, umlderentwillen er die

,,Geborgenheit seiner selbt« verschmäht und »die sährnis des Bolkes«
auf sich genommen hat. an liest dieses Buch, das einen weiten Ein-
blick in die geistige Sphäre des Bolkskampfes eröffnet, mit tiefer
Ergriffenheit von dem ·Mut und der Ausdauer, von der völkischen
Gläubigkeit und dem Trotz, von der Opferbereitschaft und Heimattreue
der deutschen Bolksgenossen jenseits der Grenze. Die Deutschen in der

Geborgenheit des Reiches haben viel Schuld gegenüber denen vor den

Grenzen augsich geladen. Sie haben viel gut zu machen an ihnen-
Wenn die raufzen verfolgt und geknechtet werden, wenn sie vielleicht
zermürbt und hoffnungslos werden, dann liegt das nicht zuletzt daran,
dafz man sich im Reiche Jahrzehnte nicht um sie gekümmert hat dafz
die draufzen nicht wufzten, ob sie im Reiche eine seelische Heimat aben
oder gar oft genug zu fühlen bekamen, dafz ihnen der Rückhalt, den
sie brauchten, von den Deutschen versagt blieb, die das Glück hatten,
nicht nur Deutsche, sondern auch deutsche Staatsbürger zu sein. Hier
ist das Buch von Pleyer berufen, heilsam und aufrüttelnd zu wirken.
Deshalb ist ihm die weiteste Berbreitung zu wünschen. Dr.K.

Männer um Pilsudski. Profile der polnischen Politik. Bon Heinrich
Koitz. Wilh. Gottl. Korn Berlag, Breslau 1. 288 Seiten. Ganz-
leinen 5,80 RM., kart. 4,50 RM. — Ist es in Deutschland die
nationalsozialistische und in Italien die faschistische, so ist es in Polen
die legionäre Idee, die das Staatsganze beherrscht. Die

Männer, die denMarschall umgeben, sind die Träger dieser Idee.
Es sind Menschen, die schon in der Zeit des revolutionären Kampfes
um die polnische sreiheit in engster persönlicher Kameradschaft mit
ihrem Kommandanten verbunden waren, Glieder einer verschworenen
Gemeinschaft, die dem Marschall gehorsam und vertrauensvoll folgen,
Soldaten, die in militärischer Pflichterfüllung jede Aufgabe über-
nehmen, die ihnen vom Marschall gestellt wird, Offiziere, die in d·e

Politik abkommandiert werden und in selbstverständlicherDiszip in
wieder in die Armee zurücktreten,wenn der ihnen gegebene Befehl
ausgeführt ist, Persönlichkeiten von durchaus eigenwilliger Prägung.
Es sind die alten Revolutio.näre, die früher um die äufzere Freiheit
Polens kämpften, und jetzt den Kampf um die innere sreiheit

sie da sind, liegt Polens Schicksal in sicheren Händen.

ihres Volkes fortführen. Die Mittel, die sie in ihrem Kampfe an-

gewandt haben und auch noch heute anwenden, sind nicht immer so
gewesen, dasz sie sich mit den Anschauungenanderer Bölker vereinbaren

liefzen. Aber. sie sind immer zweckmafzig gewesen und unter dem
Banne einer Idee angewandt worden, die den Handelnden vor sich
selbst die innere Berechtigung gab. Koitz hat die Männer, die er

schildert, nur vom Gesichtspunkt dieser Idee aus betrachtet. nicht aber

auch von der Seite derjenigen, die vielfach die Opfer dieser Idee

geworden sind. In dieser Einseitigkeit liegt ein Mangel des Buches,
weil sie sich wie eine Rechtfertigung auch all der z. B. für das Deutsch-
tum schädlichenAuswirkungen der legionären Idee ausnimmt, —- was

von Koitz wohl kaum beabsichtigt war. Koitz schildert Lebens-
und Eharakterbilder der hervorragendsten Bertreter der legionären
Zührerschicht,die es sich zum Ziel gesetzt,den neuen polnischen Menschen
zu erziehen, welcher die nationale Würdelosigkeit,wie sie sich aus der

Zeit der Unfreiheit besonders noch im nationaldemokratischen Lager er-

halten hat, in sich selbst überwindet. Wenn.man Polen verstehen will,
mufz man die Menschen kennen, die seine politischeund geistige Wesens-
artformen. Diese Menschen sind heute die Manner um Pilsudski. Aber
Pilsudski und seine ,,0bersten«, die durch die Schule der Legionen
gegangen sind, gehören zumeist schon der älteren Generation an. Solange

Wie dieses
Schicksal sich aber gestalten wird, wenn die Soldaten der ersten Brigade
einmal nicht mehr sind. das ist die grofze srage, vor die Polen gestellt
ist. Zindet die legionäre Idee in der heranwachsenden Jugend ihre
Gefolgschaft? Wird diese Jugend. wenn sie einmal die Berantwortsing
zu übernehmen hat, gegen die fremden Einflüsse gefeit sein, denen die

Nationaldemokratie noch heute fast willenlos unterliegt? »Wir Alteren«.
hat einmal einer der treuesten Gefolgsmänner Pilsudskis, General

Sosnkowski, gesagt. ,,wuchsen in völlig anderen Bedingungen auf als

unsere Söhne. Wir waren ein romantisches Geschlecht; unsere
Jugend mufz positiv ins der eigenen Werkstatt Polen arbeiten«

Die Armee ist vom Marschall nicht allein als Kampfinstrumentgegen
äufzere Gegner, sondern auch als Erziehungsinstrument fur die »polnische

Bolksgegamtheitgedacht. Der Armee hat von jeher seine groszteund
unmittel arste Sorge gegolten. In ihr hat er seine treuesten Mitkampfer
und Legionäre zu den bestimmenden Faktoren gemacht. Durch sie soll die

Jugend an die Aufgabe der Staatsführung herangebracht werdZLK- r. .

l ad Un g
zur außerordentlichen Generalversammlung
am Donnerstag, den 22. November 1934,

abends 7 Uchr i. d. Kammersälen (Cäciliensaal), Teltoiver Str.1-4

Tagesordnung
1. Satzungsänderungen
2. Verschiedenes.

Die Teilnahme an der Generalversammlung "ist nur ein-

getragenen Mitgliedern gestattet.
Baugenossenschaft vertr. Ostdeutscher

e. G. m. b. H.
Der Vorstand:

Schmid RadeckeSchmidt

Freitag, den 19.0ktober 1934 ist unser lieber Vater u.Großvater

Rechnungsrat Paul Iendrzynski
im 82. Lebensjahre heimgegangen

Jm Namen der Hinterbliebenen
Frieda Jendrzynsli. Gewerbeoberlehrerin

D o r t m u n d- (fr.Posen), Landgrafenstr. 4, den 1. Nov.1934
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